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Liechtensteinisches Landesgesetzblatt 
Jahrgang 2007 Nr. 261 ausgegeben am 31. Oktober 2007 

 

Gesetz 
vom 20. September 2007 

über die Abänderung des Bankengesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 21. Oktober 1992 über die Banken und Finanzgesell-
schaften (Bankengesetz), LGBl. 1992 Nr. 108, in der geltenden Fassung, 
wird wie folgt abgeändert: 

Titel 

Gesetz über die Banken und Wertpapierfirmen (Bankengesetz; BankG) 

Art. 1 

Zweck 

Dieses Gesetz umschreibt die Organisation und die Geschäfte und 
bezweckt den Schutz der Gläubiger von Banken und Wertpapierfirmen 
sowie die Sicherung des Vertrauens in das liechtensteinische Geld-, 
Wertpapier- und Kreditwesen. 
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Art. 2 

Geltungsbereich 

1) Diesem Gesetz unterstehen die Banken und Wertpapierfirmen. 

2) Es findet sinngemäss Anwendung auf von ausländischen Banken, 
Finanzinstituten und Wertpapierfirmen errichtete Zweigstellen. 

3) Soweit dies gesetzlich ausdrücklich vorgesehen ist, gilt es zudem 
für den Betrieb geregelter Märkte und multilateraler Handelssysteme. 

Art. 3 Abs. 2, 3 Bst. d und e sowie Abs. 4 und 5 

2) Wertpapierfirmen sind Unternehmen, die gewerbsmässig Wertpa-
pierdienstleistungen und Nebendienstleistungen erbringen. 

3) Bankgeschäfte sind: 
d) die Erbringung von Wertpapierdienstleistungen und Nebendienstleis-

tungen gemäss Anhang 2 Abschnitt A und B sowie die Durchführung 
von weiteren bankmässigen Ausserbilanzgeschäften; 

e) Aufgehoben. 

4) Wertpapierdienstleistungen und Nebendienstleistungen sind Dienst-
leistungen gemäss Anhang 2 Abschnitt A und B. 

5) Die Regierung regelt das Nähere mit Verordnung. 

Art. 3a 

Begriffsbestimmungen und Bezeichnungen 

1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als: 
1. Zweigstelle: eine Betriebsstelle, die einen rechtlich unselbständigen 

Teil einer Bank, eines Finanzinstituts oder einer Wertpapierfirma 
bildet und unmittelbar sämtliche Geschäfte oder einen Teil der Ge-
schäfte, die mit der Tätigkeit einer Bank, eines Finanzinstituts oder 
einer Wertpapierfirma verbunden sind, betreibt bzw. Wertpapier-
dienstleistungen erbringt, für die der Wertpapierfirma eine Zulas-
sung erteilt wurde; hat eine Bank, ein Finanzinstitut oder eine Wert-
papierfirma mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat in ein und dem-
selben Mitgliedstaat mehrere Betriebsstellen errichtet, so werden diese 
als eine einzige Zweigstelle betrachtet; 



3 

2. Repräsentanz: jeder Teil der Organisation einer ausländischen Bank, 
der weder Geschäfte abschliesst oder abwickelt noch für eigene Rech-
nung vermittelt; 

3. Zulassung: ein Hoheitsakt gleich welcher Form, der die Befugnis gibt, 
die Tätigkeit einer Bank, eines Finanzinstituts oder einer Wertpa-
pierfirma auszuüben; 

4. zuständige Behörde: diejenigen einzelstaatlichen Behörden, die auf-
grund von Rechts- und Verwaltungsvorschriften die Aufsichtsbefug-
nis über Banken, Finanzinstitute oder Wertpapierfirmen innehaben; 

5. Herkunftsmitgliedstaat: der EWR-Mitgliedstaat, in dem eine Bank, 
ein Finanzinstitut oder eine Wertpapierfirma zugelassen ist; 

6. Aufnahmemitgliedstaat: der EWR-Mitgliedstaat, in dem eine Bank, 
ein Finanzinstitut oder eine Wertpapierfirma ausserhalb des Her-
kunftsmitgliedstaates eine Zweigstelle hat oder Dienstleistungen er-
bringt; 

7. Drittstaat: ein Staat, der nicht EWR-Mitgliedstaat ist; 
8. qualifizierte Beteiligung: das direkte oder indirekte Halten von we-

nigstens 10 % der Stimmrechte oder des Kapitals an einem anderen 
Unternehmen oder die Möglichkeit der Wahrnehmung eines mass-
geblichen Einflusses auf die Geschäftsführung eines Unternehmens, 
an dem eine Beteiligung gehalten wird. Für die Feststellung der 
Stimmrechte ist Art. 4 des Offenlegungsgesetzes anzuwenden; 

9. Mutterunternehmen: ein Mutterunternehmen im Sinne der Rech-
nungslegungsvorschriften des Personen- und Gesellschaftsrechts so-
wie jedes Unternehmen, das einen beherrschenden Einfluss auf ein 
anderes Unternehmen ausübt; 

10. Tochterunternehmen: ein Tochterunternehmen im Sinne der Rech-
nungslegungsvorschriften des Personen- und Gesellschaftsrechts so-
wie jedes Unternehmen, auf das ein Mutterunternehmen einen be-
herrschenden Einfluss ausübt. Jedes Tochterunternehmen eines Toch-
terunternehmens wird auch als Tochterunternehmen eines Mutterun-
ternehmens, das an der Spitze dieser Unternehmen steht, betrachtet; 

11. Finanzholdinggesellschaft: ein Finanzinstitut, das keine gemischte 
Finanzholdinggesellschaft nach Art. 5 Abs. 1 Bst. q des Finanzkong-
lomeratsgesetzes ist und dessen Tochterunternehmen ausschliesslich 
oder hauptsächlich Banken, Finanzinstitute oder Wertpapierfirmen 
sind, wobei mindestens eines dieser Tochterunternehmen eine Bank 
oder eine Wertpapierfirma ist; 
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12. gemischtes Unternehmen: ein Mutterunternehmen, das keine Finanz-
holdinggesellschaft, keine Bank, kein Finanzinstitut, keine Wertpa-
pierfirma und keine gemischte Finanzholdinggesellschaft ist und zu 
dessen Tochterunternehmen mindestens eine Bank, ein Finanzinsti-
tut oder eine Wertpapierfirma gehört; 

13. Unternehmen mit bankbezogenen Hilfsdiensten: ein Unternehmen, 
dessen Haupttätigkeit darin besteht, Immobilien zu verwalten, Re-
chenzentren zu betreiben oder andere Tätigkeiten auszuführen, die 
Hilfstätigkeiten im Verhältnis zur Haupttätigkeit einer oder mehre-
rer Banken sind; 

14. enge Verbindungen: zwei oder mehr natürliche oder juristische Per-
sonen sind verbunden durch: 
a) Beteiligung, d.h. das direkte Halten oder das Halten im Wege der 

Kontrolle von mindestens 20 % der Stimmrechte oder des Kapi-
tals an einem Unternehmen; oder 

b) Kontrolle, d.h. die Verbindung zwischen einem Mutterunter-
nehmen und einem Tochterunternehmen oder ein gleichgeartetes 
Verhältnis zwischen einer natürlichen oder juristischen Person 
und einem Unternehmen; jedes Tochterunternehmen eines Toch-
terunternehmens wird auch als Tochterunternehmen des Mutter-
unternehmens, das an der Spitze dieser Unternehmen steht, be-
trachtet. 

Als enge Verbindung zwischen zwei oder mehr natürlichen oder ju-
ristischen Personen gilt auch eine Situation, in der die betreffenden 
Personen mit ein und derselben Person durch ein Kontrollverhältnis 
dauerhaft verbunden sind; 

15. Sanierungsmassnahmen: Massnahmen, mit denen die finanzielle Lage 
einer Bank gesichert oder wiederhergestellt werden soll und die die 
bestehenden Rechte Dritter beeinträchtigen könnten, einschliesslich 
der Massnahmen, die eine Aussetzung der Zahlungen, eine Ausset-
zung der Vollstreckungsmassnahmen oder eine Kürzung der Forde-
rungen erlauben; 

16. Liquidationsverfahren: ein von einer Verwaltungs- oder Gerichtsbe-
hörde eines EWR-Mitgliedstaates eröffnetes und unter deren Auf-
sicht durchgeführtes Gesamtverfahren mit dem Ziel, die Vermö-
genswerte unter Aufsicht der genannten Verwaltungs- oder Gerichts-
behörde zu verwerten. Dazu zählen auch Verfahren, die durch einen 
Nachlassvertrag im Konkurs (Art. 88 und 89 der Konkursordnung) 
oder eine ähnliche Massnahme abgeschlossen werden; 
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17. geregelter Markt: ein multilaterales System, das die Interessen einer 
Vielzahl von Dritten am Kauf und Verkauf von Finanzinstrumenten, 
die nach den Regeln des Systems zum Handel zugelassen wurden, 
innerhalb des Systems nach nichtdiskretionären Regeln zum Ab-
schluss eines Vertrages zusammenführt; 

18. multilaterales Handelssystem: ein multilaterales System, das die Inte-
ressen einer Vielzahl Dritter am Kauf und Verkauf von Finanzin-
strumenten innerhalb des Systems nach nichtdiskretionären Regeln 
zum Abschluss eines Vertrages zusammenführt; 

19. Finanzinstitut: ein Unternehmen, dessen Haupttätigkeit darin besteht, 
Beteiligungen zu erwerben oder das mit Ausnahme der Entgegen-
nahme von Einlagen und anderen rückzahlbaren Geldern, von Han-
delsauskünften und der Schliessfachverwahrungsdienste alles tun 
darf, was einer Bank auch erlaubt ist; 

20. Mutterwertpapierfirma in einem EWR-Mitgliedstaat: eine Wertpa-
pierfirma, die eine Bank, Wertpapierfirma oder ein Finanzinstitut 
zur Tochter hat oder die eine Beteiligung an solchen hält und die 
selbst keine Tochter einer/eines im gleichen EWR-Mitgliedstaat zu-
gelassenen Bank, Finanzinstituts oder Wertpapierfirma oder einer im 
gleichen EWR-Mitgliedstaat errichteten Finanzholdinggesellschaft ist; 

21. EWR-Mutterwertpapierfirma: eine Mutterwertpapierfirma in einem 
EWR-Mitgliedstaat, die nicht die Tochter einer/eines anderen in einem 
EWR-Mitgliedstaat zugelassenen Bank, Finanzinstituts oder Wert-
papierfirma oder einer in einem EWR-Mitgliedstaat errichteten Fi-
nanzholdinggesellschaft ist; 

22. Mutterbank in einem EWR-Mitgliedstaat: eine Bank, die eine Bank, 
Wertpapierfirma oder ein Finanzinstitut als Tochtergesellschaft hat 
oder eine Beteiligung an einer/einem solchen hält und selbst nicht 
Tochtergesellschaft einer anderen, in demselben EWR-Mitgliedstaat 
zugelassenen Bank oder Wertpapierfirma oder einer in demselben 
EWR-Mitgliedstaat errichteten Finanzholdinggesellschaft ist; 

23. EWR-Mutterbank: eine Mutterbank in einem EWR-Mitgliedstaat, die 
nicht Tochtergesellschaft einer anderen in einem der EWR-Länder 
zugelassenen Bank oder Wertpapierfirma oder einer in einem der 
EWR-Länder errichteten Finanzholdinggesellschaft ist; 

24. Mutterfinanzholdinggesellschaft in einem EWR-Mitgliedstaat: eine 
Finanzholdinggesellschaft, die nicht Tochtergesellschaft einer in 
demselben EWR-Mitgliedstaat zugelassenen Bank oder Wertpapier-
firma oder einer in demselben Mitgliedstaat errichteten Finanzhol-
dinggesellschaft ist; 
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25. EWR-Mutterfinanzholdinggesellschaft: eine Mutterfinanzholdingge-
sellschaft in einem EWR-Mitgliedstaat, die nicht Tochtergesellschaft 
einer in einem EWR-Mitgliedstaat zugelassenen Bank oder Wertpa-
pierfirma oder einer in einem EWR-Mitgliedstaat errichteten ande-
ren Finanzholdinggesellschaft ist; 

26. Gruppe: eine Gruppe von Unternehmen, die aus einem Mutterun-
ternehmen, seinen Tochterunternehmen und den Unternehmen, an 
denen das Mutterunternehmen oder seine Tochterunternehmen eine 
Beteiligung halten, besteht, sowie Unternehmen, die unter einheitli-
cher Leitung (aufgrund vertraglicher oder statutarischer Bestimmun-
gen, mehrheitlich identischer Zusammensetzung von Verwaltungsrat 
und/oder Geschäftsleitung, abgegebenen Patronatserklärungen oder 
ähnliches) stehen, ohne dass zwischen ihnen aber eine kapitalmässige 
Verbindung besteht; die Unternehmen einer Gruppe sind die Grup-
pengesellschaften; 

27. Kunde: jede natürliche oder juristische Person, jede Gesellschaft, 
Treuhänderschaft, sonstige Gemeinschaft oder Vermögenseinheit, 
für die eine Bank oder Wertpapierfirma Dienstleistungen nach die-
sem Gesetz erbringt; 

28. professioneller Kunde: ein Kunde, der über ausreichende Erfahrun-
gen, Kenntnisse und Sachverstand verfügt, um seine Anlageentschei-
dungen selbst treffen und die damit verbundenen Risiken angemes-
sen beurteilen zu können. Um als professioneller Kunde angesehen 
zu werden, muss ein Kunde die Kriterien gemäss Anhang 1 Ziff. 2 
erfüllen; 

29. nichtprofessioneller Kunde: ein Kunde gemäss Anhang 1 Ziff. 3; 
30. geeignete Gegenpartei: ein Kunde gemäss Anhang 1 Ziff. 1; 
31. vertraglich gebundener Vermittler: eine natürliche oder juristische 

Person, die unter unbeschränkter und vorbehaltsloser Haftung einer 
einzigen Bank oder Wertpapierfirma, für die sie tätig ist, Dienstleis-
tungen nach diesem Gesetz für Kunden oder potenzielle Kunden er-
bringt und/oder Kunden oder potenzielle Kunden bezüglich dieser 
Dienstleistungen oder Finanzinstrumente berät; 

32. Finanzinstrumente: sämtliche in Anhang 2 Abschnitt C genannten 
Instrumente. 

2) Im Übrigen finden die Begriffsbestimmungen der anwendbaren 
EWR-Rechtsvorschriften, insbesondere der Richtlinien 2004/39/EG, 
2006/48/EG und 2006/49/EG, ergänzend Anwendung. 
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3) Die in diesem Gesetz verwendeten Personen- und Funktionsbe-
zeichnungen gelten für Personen des weiblichen und männlichen Ge-
schlechts. 

Überschrift vor Art. 4 

II. Geschäftstätigkeit der Banken und Wertpapierfirmen 

Art. 4 Abs. 1 und 2 

1) Banken und Wertpapierfirmen müssen über angemessene Eigen-
mittel verfügen. Ihre Eigenmittel dürfen nicht unter den in Art. 24 vorge-
schriebenen Betrag des Anfangskapitals absinken. 

2) Die Eigenmittelanforderungen sind von jeder einzelnen diesem 
Gesetz unterstellten Bank oder Wertpapierfirma sowie auf konsolidierter 
Basis zu erfüllen. 

Art. 5 Abs. 1 

1) Die Banken und Wertpapierfirmen sorgen für ein angemessenes 
Verhältnis der kurzfristigen Verbindlichkeiten zu den greifbaren Mitteln 
und den leicht verwertbaren Aktiven. Die Regierung setzt die Mindest-
verhältnisse mit Verordnung fest. 

Art. 6 Abs. 1 

1) Banken und Wertpapierfirmen, die Gelder oder Finanzinstrumente 
von Kunden halten oder Finanzinstrumente emittieren, haben wenigstens 
einen Zwanzigstel ihres jährlichen Reingewinns den gesetzlichen Reser-
ven zuzuweisen, bis diese einen Fünftel des Grundkapitals erreicht haben. 

Art. 7 Abs. 1 bis 3, 5 sowie 6 

1) Banken und Wertpapierfirmen, die Gelder oder Finanzinstrumente 
von Kunden halten, sorgen für eine ausreichende Sicherung der Einlagen 
und Anlagen durch Schaffung von entsprechenden Institutionen oder 
durch Beteiligung an ausländischen Sicherungseinrichtungen. 
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2) Als gesicherte Einlagen gelten Guthaben, die sich aus auf einem 
Konto verbliebenen Beträgen oder aus Zwischenpositionen im Rahmen 
von normalen Bank- oder Wertpapiergeschäften ergeben und die von der 
Bank oder der Wertpapierfirma nach den gesetzlichen und vertraglichen 
Bedingungen zurückzuzahlen sind, sowie durch Ausstellung einer Ur-
kunde verbriefte Forderungen, die insgesamt für den einzelnen Einleger 
die Summe des Gegenwerts von 20 000 Euro nicht übersteigen. 

3) Als gesicherte Anlagen gelten Gelder oder Finanzinstrumente, die 
ein Anleger im Zusammenhang mit Wertpapierdienstleistungen einer 
Bank oder einer Wertpapierfirma anvertraut hat und die insgesamt für 
den einzelnen Anleger die Summe des Gegenwerts von 20 000 Euro nicht 
übersteigen. 

5) Banken und Wertpapierfirmen im Sinne des Abs. 1 dürfen Bank- 
oder Wertpapierdienstleistungen erst dann erbringen, wenn die Vor-
schriften über die Einlagensicherung und den Anlegerschutz erfüllt sind. 
Kommt eine Bank oder eine Wertpapierfirma trotz Ergreifens von geeig-
neten Massnahmen ihren Verpflichtungen nicht nach, wird ihr durch die 
FMA die Bewilligung entzogen. 

6) Die Einlagensicherung und der Anlegerschutz erstrecken sich auch 
auf Zweigstellen liechtensteinischer Banken und Wertpapierfirmen in 
anderen EWR-Mitgliedstaaten sowie in Drittstaaten. 

Art. 7a 

Risikomanagement 

1) Banken und Wertpapierfirmen haben die Grundzüge des Risiko-
managements sowie die Zuständigkeit und das Verfahren für die Bewilli-
gung von risikobehafteten Geschäften in einem Reglement oder in inter-
nen Richtlinien zu regeln. Sie müssen insbesondere Markt-, Kredit-, 
Ausfall-, Abwicklungs-, Liquiditäts-, Konzentrations-, Verbriefungs-, 
Gegenpartei-, Zinsänderungs- und Imagerisiken sowie operationelle und 
rechtliche Risiken erfassen, begrenzen und überwachen. 

2) Banken und Wertpapierfirmen haben über eine solide Unterneh-
menssteuerung zu verfügen. Dazu gehören: 
a) eine klare Organisationsstruktur mit genau abgegrenzten, transparen-

ten und kohärenten Verantwortungsbereichen; 
b) wirksame Verfahren zur Ermittlung, Steuerung, Überwachung und 

Meldung der Risiken, denen sie ausgesetzt sind oder ausgesetzt sein 
könnten; und 



9 

c) angemessene interne Kontrollmechanismen, einschliesslich solider Ver-
waltungs- und Rechnungslegungsverfahren. 

3) Banken und Wertpapierfirmen haben über solide, wirksame und 
umfassende Strategien und Verfahren zu verfügen, mit denen sie die 
Höhe, die Zusammensetzung und die Verteilung des internen Eigenkapi-
tals, das sie zur quantitativen und qualitativen Absicherung ihrer aktuel-
len und etwaigen künftigen Risiken für angemessen halten, kontinuier-
lich bewerten und auf einem ausreichend hohen Stand halten können. 

4) Die Strategien und Verfahren nach Abs. 3 sind regelmässig intern 
zu überprüfen, um zu gewährleisten, dass sie der Art, dem Umfang und 
der Komplexität der Geschäfte der Bank oder Wertpapierfirma stets 
angemessen sind und keinen Aspekt ausser Acht lassen. 

5) Die internen Kontrollverfahren sowie die Verwaltung und das 
Rechnungswesen der Banken und Wertpapierfirmen sind so auszugestal-
ten, dass die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes jederzeit über-
prüft werden kann. 

Art. 8 Abs. 1 und 3 

1) Die Forderung einer Bank oder Wertpapierfirma gegenüber einem 
einzelnen Kunden sowie die Beteiligungen an einem einzelnen Unter-
nehmen müssen in einem angemessenen Verhältnis zu ihren Eigenmitteln 
stehen. Die Regierung setzt dieses Verhältnis, vorbehaltlich Abs. 2, mit 
Verordnung fest. 

3) Das angemessene Verhältnis gemäss Abs. 1 und die Grenzwerte 
gemäss Abs. 2 sind sowohl von jeder Bank oder Wertpapierfirma für sich 
als auch auf konsolidierter Basis einzuhalten, wenn und soweit die Bank 
oder Wertpapierfirma verpflichtet ist, die Eigenmittelanforderungen auf 
konsolidierter Basis zu erfüllen. 
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Sachüberschrift vor Art. 8a 

Pflichten im Zusammenhang mit der Erbringung von 
Wertpapierdienstleistungen und Nebendienstleistungen 

Art. 8a 

a) Grundsatz 

1) Banken und Wertpapierfirmen haben sich bei der Erbringung von 
Wertpapierdienstleistungen redlich, ehrlich und professionell im best-
möglichen Interesse der Kunden zu verhalten. Sie haben insbesondere 
nach Massgabe von Art. 8b bis 8h zu handeln und durch ihr Verhalten 
den Ruf und das Ansehen des Berufstandes zu wahren. 

2) Die Regierung regelt das Nähere, insbesondere in Bezug auf die 
Wohlverhaltensregeln sowie die organisatorischen Anforderungen, mit 
Verordnung und trägt dabei unterschiedlichen Kundenklassen, Finanzin-
strumenten und Dienstleistungen Rechnung. 

Art. 8b 

b) Kundenklassierung 

1) Banken und Wertpapierfirmen haben jeden Kunden, für den sie eine 
Wertpapierdienstleistung oder Nebendienstleistung erbringen, in eine 
der in Anhang 1 definierten Kundenklassen einzustufen und ihn darüber 
zu informieren. 

2) Die Regierung regelt das Nähere über die Kundenklassierung mit 
Verordnung. 

Art. 8c 

c) Dokumentations- und Informationspflicht 

1) Banken und Wertpapierfirmen haben sowohl die Kundenbezie-
hungen als auch die Wertpapiergeschäfte angemessen und nachvollzieh-
bar zu dokumentieren. 

2) Kunden und potenziellen Kunden sind in verständlicher Form an-
gemessene Informationen zur Verfügung zu stellen über: 
a) die Bank oder die Wertpapierfirma und ihre Dienstleistungen; 
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b) die anwendbaren Vertrags- und Geschäftsbedingungen; 
c) die Finanzinstrumente, insbesondere deren Chancen und Risiken; 
d) die Ausführungsplätze und die Grundsätze zur bestmöglichen Aus-

führung von Kundenaufträgen nach Art. 8e; 
e) die Kosten und Nebenkosten; und 
f) die Grundsätze zur Vermeidung von und für den Umgang mit Inte-

ressenkonflikten. 

3) Die Informationen nach Abs. 2 können in standardisierter Form 
zur Verfügung gestellt werden. 

4) Die Regierung regelt das Nähere über die Pflicht zur Dokumenta-
tion und zur Information mit Verordnung. 

Art. 8d 

d) Eignung und Angemessenheit 

1) Erbringt eine Bank oder Wertpapierfirma Anlageberatung oder 
Portfolio-Verwaltung, so holt sie die notwendigen Informationen über 
die finanziellen Verhältnisse und die Anlageziele sowie die Kenntnisse 
und Erfahrungen des Kunden oder potenziellen Kunden im Anlagebe-
reich ein, um diesem die für ihn geeignete Wertpapierdienstleistung oder 
Finanzinstrumente empfehlen zu können. Macht ein Kunde die notwen-
digen Angaben zur Beurteilung der Eignung von Wertpapierdienstleis-
tungen, Nebendienstleistungen oder Finanzinstrumenten nicht, so emp-
fiehlt sie dem Kunden keine Wertpapierdienstleistung oder Finanzin-
strumente. 

2) Bei anderen als den in Abs. 1 genannten Wertpapierdienstleistun-
gen oder Nebendienstleistungen holen Banken und Wertpapierfirmen 
von den Kunden oder potenziellen Kunden Angaben zu ihren Kenntnis-
sen und Erfahrungen im Anlagebereich ein, um beurteilen zu können, ob 
die in Betracht gezogenen Wertpapierdienstleistungen oder Finanzin-
strumente für diesen Kunden angemessen sind. Macht ein Kunde die 
notwendigen Angaben zur Beurteilung der Angemessenheit von Wertpa-
pierdienstleistungen, Nebendienstleistungen oder Finanzinstrumenten 
nicht oder nur unzureichend oder gelangt die Bank oder Wertpapierfir-
ma aufgrund der erhaltenen Informationen zur Auffassung, dass das 
Produkt oder die Dienstleistung für den Kunden nicht angemessen ist, so 
warnt sie den Kunden entsprechend. Diese Warnungen können in stan-
dardisierter Form erfolgen. 
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3) Bei professionellen Kunden und geeigneten Gegenparteien nach 
Anhang 1 darf die Bank oder Wertpapierfirma davon ausgehen, dass sie 
in Bezug auf jegliche Wertpapierdienstleistung oder Nebendienstleistung 
über ausreichend Kenntnisse und Erfahrungen verfügen sowie in der 
Lage sind, das Anlagerisiko finanziell zu tragen. 

4) Die Regierung regelt das Nähere über die Prüfung der Eignung 
und Angemessenheit mit Verordnung. 

Art. 8e 

e) Bestmögliche Ausführung von Kundenaufträgen 

1) Banken und Wertpapierfirmen sorgen für eine bestmögliche Aus-
führung der Kundenaufträge im Interesse des Kunden in preislicher, 
quantitativer, qualitativer und zeitlicher Hinsicht und treffen die hierfür 
angemessenen Massnahmen. 

2) Die Regierung regelt das Nähere über die Auftragsausführung mit 
Verordnung. 

Art. 8f 

f) Aufzeichnung und Meldung von Geschäften sowie Wahrung der 
Marktintegrität 

1) Banken und Wertpapierfirmen, die Wertpapierdienstleistungen oder 
Nebendienstleistungen erbringen, haben die eingegangenen Aufträge und 
die getätigten Abschlüsse an und ausserhalb von geregelten Märkten für 
sämtliche Finanzinstrumente in einer Weise aufzuzeichnen, welche die 
Erfüllung der Melde-, der Berichts- und der Transparenzpflichten sicher-
stellt und es der FMA ermöglicht, die einzelnen Transaktionen nachzu-
vollziehen, unabhängig davon, ob diese Geschäfte über einen geregelten 
Markt abgewickelt wurden oder nicht. 

2) Alle einschlägigen Angaben im Zusammenhang mit Wertpapier-
dienstleistungen und Nebendienstleistungen sind mindestens fünf Jahre 
für die FMA zur Verfügung zu halten, unabhängig davon, ob diese Ge-
schäfte über einen geregelten Markt abgewickelt wurden oder nicht. 

3) Für die Aufzeichnungs-, Meldungs- und Veröffentlichungspflich-
ten gelten die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 der 
Kommission vom 10. August 2006 zur Durchführung der Richtlinie 
2004/39/EG. 
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4) Banken und Wertpapierfirmen, die für Kunden in systematischer 
und organisierter Weise Handel mit Beteiligungspapieren als Selbstkon-
trahenten ausserhalb geregelter Märkte und multilateraler Handelssyste-
me betreiben, sind zur Veröffentlichung von Kursofferten oder Abgabe 
von solchen Offerten auf Anfrage des Kunden verpflichtet. 

5) Die Regierung regelt das Nähere über die Wahrung der Marktin-
tegrität mit Verordnung. 

Art. 8g 

g) Berichtspflichten 

1) Banken und Wertpapierfirmen haben ihren Kunden in geeigneter 
Form über die für sie erbrachten Dienstleistungen Bericht zu erstatten. 

2) Die Regierung regelt das Nähere über die Pflicht, Bericht zu erstat-
ten, mit Verordnung. 

Art. 8h 

h) Umgang mit Interessenkonflikten und Offenlegung von 
Zuwendungen 

1) Banken und Wertpapierfirmen legen zur Erkennung von und zum 
Umgang mit Interessenkonflikten geeignete interne Verfahren fest und 
verfügen über eine angemessene Organisation und angemessene interne 
Kontrollmechanismen. 

2) Banken und Wertpapierfirmen dürfen im Zusammenhang mit der 
Erbringung von Wertpapierdienstleistungen und Nebendienstleistungen 
Gebühren, Provisionen oder nicht in Geldform angebotene Zuwendun-
gen (Zuwendungen) nur nach Massgabe der mit Verordnung genannten 
Bedingungen gewähren oder annehmen. 

3) Banken oder Wertpapierfirmen haben die Zuwendungen nach 
Massgabe der Verordnung offen zu legen. Die Offenlegung von Zuwen-
dungen kann in zusammengefasster und inhaltlich allgemeiner Form, z.B. 
in den Allgemeinen oder anderen vorformulierten Geschäftsbedingun-
gen, erfolgen. Banken und Wertpapierfirmen sind verpflichtet, weitere 
Einzelheiten offen zu legen, sofern dies vom Kunden verlangt wird. 

4) Die Regierung regelt das Nähere über die Erkennung von und den 
Umgang mit Interessenkonflikten sowie die Offenlegung von Zuwen-
dungen mit Verordnung. 
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Art. 10 Abs. 1 bis 3 

1) Banken und Wertpapierfirmen erstellen für jedes Geschäftsjahr einen 
Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung und dem Jahresbericht 
zusammensetzt. Die Jahresrechnung selbst hat aus der Bilanz, der Er-
folgsrechnung und dem Anhang zu bestehen. 

2) Banken und Wertpapierfirmen erstellen, sofern sie dazu verpflich-
tet sind, für jedes Geschäftsjahr zusätzlich einen konsolidierten Ge-
schäftsbericht, der sich aus der konsolidierten Jahresrechnung und dem 
konsolidierten Jahresbericht zusammensetzt. Die konsolidierte Jahres-
rechnung selbst hat aus der konsolidierten Bilanz, der konsolidierten 
Erfolgsrechnung und dem konsolidierten Anhang zu bestehen. 

3) Die Regierung legt mit Verordnung fest, welche Banken und Wert-
papierfirmen als weiteren Bestandteil der Jahresrechnung zusätzlich eine 
Mittelflussrechnung, als weiteren Bestandteil der konsolidierten Jahres-
rechnung eine konsolidierte Mittelflussrechnung, einen Zwischenab-
schluss und einen konsolidierten Zwischenabschluss erstellen müssen. 

Art. 11 Abs. 1 und 2 

1) Banken und Wertpapierfirmen haben ihre Geschäftstätigkeit jedes 
Jahr durch eine von ihnen unabhängige und von der FMA anerkannte 
Revisionsstelle prüfen zu lassen. 

2) Banken und Wertpapierfirmen haben der Revisionsstelle jederzeit 
Einsicht in die Bücher, Belege, Geschäftskorrespondenz und die Proto-
kolle des Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung zu gewähren, die 
für die Feststellung und Bewertung der Aktiven und Passiven im liech-
tensteinischen Bankgeschäft üblichen Unterlagen bereitzuhalten sowie 
alle Aufschlüsse zu erteilen, die zur Erfüllung der Prüfungspflicht erfor-
derlich sind. 

Art. 12 

Weiterverpfändung 

1) Banken oder Wertpapierfirmen, die ein Faustpfand weiterverpfän-
den oder in Report geben will, muss sich dazu vom Verpfänder für jeden 
einzelnen Fall in einer besonderen Urkunde ermächtigen lassen. 

2) Die Bank oder die Wertpapierfirma darf das Faustpfand nur für 
den Betrag weiterverpfänden oder in Report geben, für den ihr das Faust-
pfand haftet. 
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3) Die Bank oder die Wertpapierfirma muss sich von ihrem Gläubiger 
schriftlich bestätigen lassen, dass: 
a) das Faustpfand ausschliesslich der Sicherung der Forderung dient, die 

mit der Weiterverpfändung oder dem Reportgeschäft zusammen-
hängt; 

b) Dritten keine Rechte am Faustpfand eingeräumt werden. 

Art. 13 

Werbung 

1) Banken und Wertpapierfirmen haben im In- und Ausland irrefüh-
rende oder aufdringliche Werbung, insbesondere mit ihrem liechtenstei-
nischen Sitz oder mit liechtensteinischen Einrichtungen, zu unterlassen. 
Der Vermarktung von Produkten oder Dienstleistungen dienende Wer-
bung muss als solche erkennbar sein. 

2) Die Regierung regelt das Nähere mit Verordnung. 

Art. 14 

Bankgeheimnis 

1) Die Mitglieder der Organe von Banken und ihre Mitarbeiter sowie 
sonst für solche Banken tätige Personen sind zur Geheimhaltung von 
Tatsachen verpflichtet, die ihnen auf Grund der Geschäftsverbindungen 
mit Kunden anvertraut oder zugänglich gemacht worden sind. Die Ge-
heimhaltungspflicht gilt zeitlich unbegrenzt. 

2) Vorbehalten bleiben die gesetzlichen Vorschriften über die Zeug-
nis- oder Auskunftspflicht gegenüber den Strafgerichten und Aufsichts-
organen sowie die Bestimmungen über die Zusammenarbeit mit anderen 
Aufsichtsbehörden. 

3) Die Bestimmungen nach den Abs. 1 und 2 gelten für die Mitglieder 
der Organe von Wertpapierfirmen und ihre Mitarbeiter sowie sonst für 
solche Wertpapierfirmen tätige Personen sinngemäss. 
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Art. 14a 

Auslagerung 

1) Banken und Wertpapierfirmen können Geschäftsbereiche ins In- 
und ins Ausland auslagern. 

2) Die Auslagerung der Datenverarbeitung ins In- wie auch ins Aus-
land ist nur zulässig, wenn: 
a) im Interesse des Geheimnisschutzes angemessene Sicherheitsvorkeh-

rungen eingehalten werden; und 
b) der Kunde über die Auslagerung informiert wird, wenn die Daten 

übermittelt werden. 

3) Die Regierung regelt das Nähere, insbesondere die Bedingungen, 
unter denen die Auslagerung im allgemeinen zulässig ist, sowie die zu-
sätzlichen Bedingungen bei einer Auslagerung in Drittstaaten, mit Ver-
ordnung. 

Art. 14b 

Heranziehung von vertraglich gebundenen Vermittlern 

1) Banken und Wertpapierfirmen dürfen im Rahmen der Wertpapier-
dienstleistungen und Nebendienstleistungen vertraglich gebundene Ver-
mittler für die Förderung ihres Geschäfts, die Anbahnung neuer Ge-
schäftsbeziehungen sowie für Beratungen in Bezug auf die von ihnen 
angebotenen Wertpapierdienstleistungen, Nebendienstleistungen und 
Finanzinstrumente einsetzen, sofern diese im Register nach Art. 35 Abs. 8 
eingetragen sind. 

2) Banken und Wertpapierfirmen, die vertraglich gebundene Vermitt-
ler beiziehen, haben diese angemessen zu überwachen und haften unein-
geschränkt für deren Handeln oder Unterlassen, wenn diese in ihrem 
Namen tätig sind. 

3) Die Regierung regelt das Nähere in Bezug auf vertraglich gebundene 
Vermittler, insbesondere die Voraussetzungen für deren Eintragung oder 
die an sie gestellten Anforderungen, mit Verordnung. 
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Überschriften vor Art. 15 

III. Zulassungen 

A. Bewilligungen 

1. Grundsätze 

Art. 15 Abs. 1 und 2 Einleitungssatz 

1) Banken und Wertpapierfirmen benötigen zur Aufnahme ihrer Ge-
schäftstätigkeit eine Bewilligung der FMA. 

2) Wenn die Bank oder die Wertpapierfirma Teil einer im Finanzbe-
reich tätigen ausländischen Gruppe bildet, wird die Bewilligung zusätz-
lich zu den Voraussetzungen nach Art. 18 bis 25 nur erteilt, wenn: 

Art. 16 Abs. 1 bis 3 

1) Bezeichnungen, die eine Tätigkeit als Bank oder Wertpapierfirma 
vermuten lassen, dürfen in der Firma, in der Bezeichnung des Geschäfts-
zweckes und in der Geschäftsreklame nur für Unternehmen verwendet 
werden, die eine Bewilligung als Bank oder Wertpapierfirma erhalten 
haben. 

2) Banken, Finanzinstitute und Wertpapierfirmen mit Sitz im Aus-
land dürfen ihre Firma vorbehaltlich von Abs. 1 in Liechtenstein führen. 
Besteht die Gefahr einer Verwechslung, kann ein erläuternder Zusatz 
verlangt werden. 

3) Banken und Wertpapierfirmen dürfen in ihrer Firma den Namen 
einer Muttergesellschaft nur führen, wenn die Muttergesellschaft auf-
grund einer Mehrheitsbeteiligung beherrschenden Einfluss ausübt. Über-
dies ist bei Verwendung wesentlicher Bestandteile des Namens einer 
ausländischen Bank oder Wertpapierfirma in der Firma ein unterschei-
dender Zusatz zu verwenden, der klarstellt, dass es sich um eine liechten-
steinische Tochtergesellschaft einer bestimmten ausländischen Bank oder 
Wertpapierfirma handelt. 

Art. 17 Abs. 1, 1a und 2 sowie 4 bis 6 

1) Die Bewilligung zum Betrieb einer Bank oder Wertpapierfirma 
wird erteilt, wenn sämtliche Voraussetzungen nach Art. 18 bis 25 erfüllt 
sind. 
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1a) Jedem Antrag auf Erteilung einer Bewilligung ist ein Geschäfts-
plan beizufügen, aus dem insbesondere die Art der geplanten Geschäfte 
und der organisatorische Aufbau der Bank oder Wertpapierfirma her-
vorgehen. 

2) Jede Zulassung einer Bank wird durch die FMA dem Ständigen 
Ausschuss der EFTA-Staaten und der EFTA-Überwachungsbehörde mit-
geteilt. Die FMA meldet dem Ständigen Ausschuss der EFTA-Staaten, 
der EFTA-Überwachungsbehörde sowie den zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten jede Zulassung eines Tochterunternehmens mit 
zumindest einem Mutterunternehmen, das dem Recht eines Drittlandes 
unterliegt, sowie den Erwerb einer Beteiligung an einer Bank durch ein 
solches Mutterunternehmen, durch den die Bank zu einem Tochterun-
ternehmen wird. 

4) Vor Erteilung einer Bewilligung an eine Bank oder Wertpapierfir-
ma hat die FMA die zuständigen Behörden eines anderen EWR-Mit-
gliedstaates zu konsultieren, wenn: 
a) ein Tochterunternehmen oder ein Tochterunternehmen des Mutter-

unternehmens einer in einem anderen EWR-Mitgliedstaat zugelassenen 
Bank, eines Finanzinstituts, eines Versicherungsunternehmens oder 
einer Wertpapierfirma errichtet werden soll; 

b) die zu gründende Bank oder Wertpapierfirma durch dieselben natür-
lichen oder juristischen Personen wie eine in einem anderen EWR-
Mitgliedstaat zugelassene Bank, ein Finanzinstitut, ein Versicherungs-
unternehmen oder eine Wertpapierfirma kontrolliert wird. 

5) Die Aktionäre, die eine qualifizierte Beteiligung halten, müssen den 
im Interesse der Gewährleistung einer soliden und umsichtigen Führung 
der Bank oder Wertpapierfirma zu stellenden Ansprüchen genügen. 

6) In Fällen nach Abs. 4 konsultiert die FMA die zuständigen Behör-
den anderer EWR-Mitgliedstaaten insbesondere, wenn sie die Eignung 
der qualifiziert beteiligten Aktionäre sowie den Leumund und die Erfah-
rung von mit der Geschäftsleitung betrauten Personen, welche auch Lei-
tungsfunktionen in anderen Unternehmen derselben Gruppe wahrneh-
men, überprüft. Sie tauscht mit den zuständigen Behörden anderer 
EWR-Mitgliedstaaten alle Informationen hinsichtlich Eignung der quali-
fiziert beteiligten Aktionäre und des Leumunds und der Erfahrung der 
mit der Geschäftsleitung betrauten Personen aus, die für die Erteilung 
der Zulassung und die laufende Überprüfung der Einhaltung der Bedin-
gungen für die Ausübung der Tätigkeit von Belang sind. 
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Art. 18 Abs. 1 

1) Banken und Wertpapierfirmen dürfen nur in der Rechtsform der 
Aktiengesellschaft oder der Europäischen Gesellschaft (SE) errichtet wer-
den. Die FMA kann in begründeten Fällen Ausnahmen zulassen. 

Art. 19 

Gewähr für einwandfreie Geschäftstätigkeit 

Die mit der Verwaltung und Geschäftsleitung einer Bank oder Wert-
papierfirma betrauten Personen müssen in fachlicher und persönlicher 
Hinsicht jederzeit Gewähr für eine einwandfreie Geschäftstätigkeit bieten. 

Art. 20 

Unvereinbarkeit, enge Verbindungen 

1) Die mit der Verwaltung und Geschäftsleitung einer Bank oder 
Wertpapierfirma betrauten Personen dürfen nicht der FMA, der FMA-
Beschwerdekommission oder deren Organen angehören. 

2) Bestehen zwischen der Bank oder Wertpapierfirma und anderen 
natürlichen oder juristischen Personen enge Verbindungen, darf dadurch 
die ordnungsgemässe Aufsicht der Bank oder Wertpapierfirma nicht 
behindert werden. 

3) Die ordnungsgemässe Aufsicht über Banken oder Wertpapierfir-
men darf ferner durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften eines Dritt-
staates oder durch Schwierigkeiten bei deren Anwendung, denen natürli-
che oder juristische Personen unterstehen, zu denen die Bank oder Wert-
papierfirma enge Verbindungen besitzt, nicht behindert werden. 

4) Banken und Wertpapierfirmen müssen auf Anforderung der FMA 
die Erfüllung der Bestimmungen in Abs. 2 und 3 nachweisen. 

Art. 21 Abs. 1 und 2 

1) Die Statuten und Reglemente müssen den sachlichen und den geo-
grafischen Geschäftskreis der Bank oder Wertpapierfirma genau um-
schreiben. 

2) Andere Tätigkeiten als Bankgeschäfte oder Wertpapierdienstleis-
tungen müssen in den Statuten ausdrücklich erwähnt werden. 
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Art. 22 Abs. 1, 2 Einleitungssatz und 5 

1) Banken und Wertpapierfirmen müssen entsprechend ihrem Ge-
schäftskreis organisiert sein. 

2) Banken und Wertpapierfirmen benötigen 

5) Die Regierung legt mit Verordnung fest, in welchen Fällen eine 
Bank oder eine Wertpapierfirma von der Verpflichtung gemäss Abs. 2 
Bst. c befreit werden kann. 

Art. 23 Abs. 1 

1) Dem Verwaltungsrat obliegt die Oberleitung, Aufsicht und Kon-
trolle der Bank oder Wertpapierfirma. 

Art. 24 

Anfangskapital 

1) Das Anfangskapital muss voll einbezahlt sein und beträgt: 
a) bei Banken mindestens zehn Millionen Franken oder den Gegenwert 

in Euro oder US-Dollar; 
b) bei Wertpapierfirmen nach diesem Gesetz mindestens eineinhalb 

Millionen Franken oder den Gegenwert in Euro oder US-Dollar. 

2) Die FMA kann je nach Art und Umfang des Geschäftskreises ein 
höheres Anfangskapital vorschreiben. 

3) Das Anfangskapital setzt sich aus dem einbezahlten Kapital (mit 
Ausnahme kumulativer Vorzugsaktien) einschliesslich des allfälligen Emis-
sionsagios sowie allfälligen Reserven und Gewinnvorträgen zusammen. 

Art. 26 Abs. 1 Einleitungssatz sowie Bst. e und f, Abs. 2 und 5 

1) Banken und Wertpapierfirmen haben der FMA zu melden oder 
einzureichen: 
e) die qualifizierten Beteiligungen an Gesellschaften des Finanzbereichs; 
f) die Besitzverhältnisse beim stimmberechtigten Kapital, soweit sie 

qualifizierte Beteiligungen darstellen; 
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2) Banken und Wertpapierfirmen haben der FMA Änderungen bei 
den in Abs. 1 genannten Tatsachen unverzüglich zu melden. Diese Mel-
dung hat vor einer öffentlichen Bekanntmachung zu erfolgen. 

5) Banken und Wertpapierfirmen melden der FMA unverzüglich je-
den Fall, in dem deren Gegenparteien bei Pensionsgeschäften und umge-
kehrten Pensionsgeschäften oder Wertpapier- und Warenverleihgeschäf-
ten sowie Wertpapier- und Warenleihgeschäften ihren Verpflichtungen 
nicht nachgekommen sind. 

Art. 26a 

Qualifizierte Beteiligungen 

1) Jeder beabsichtigte Erwerb und jede beabsichtigte Aufgabe einer 
qualifizierten Beteiligung an einer Bank oder Wertpapierfirma erfordert 
eine Mitteilung an die FMA. 

2) Wird eine Beteiligung im Sinne des Abs. 1 von einer Bank, einem 
Versicherungsunternehmen oder einer Wertpapierfirma, welche oder 
welches in einem anderen Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschafts-
raumes zugelassen ist, von dem Mutterunternehmen eines solchen Un-
ternehmens oder von einer natürlichen oder juristischen Person, die ein 
solches Unternehmen kontrolliert, erworben und würde das zu erwer-
bende Unternehmen dadurch zu einem Tochterunternehmen des Erwer-
bers oder fiele es unter seine Kontrolle, so muss die Bewertung des Er-
werbs Gegenstand eines sinngemässen Konsultationsverfahrens nach 
Art. 17 Abs. 4 und 6 sein. 

3) Die Regierung regelt das Nähere mit Verordnung. 

Art. 27 

Erlöschen der Bewilligung 

1) Bewilligungen erlöschen, wenn: 
a) die Geschäftstätigkeit nicht innert Jahresfrist aufgenommen wurde; 
b) die Geschäftstätigkeit während mindestens sechs Monaten nicht mehr 

ausgeübt wurde; 
c) schriftlich darauf verzichtet wird; 
d) der Konkurs rechtskräftig eröffnet wird; oder 
e) die Firma im Öffentlichkeitsregister gelöscht wird. 
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2) Das Erlöschen einer Bewilligung wird auf Kosten des Bewilligungs-
trägers in den amtlichen Publikationsorganen veröffentlicht. 

Art. 28 Abs. 1 bis 3 

1) Bewilligungen werden entzogen, wenn: 
a) die Voraussetzungen für deren Erteilung nicht mehr erfüllt sind; 
b) der Bewilligungsträger die gesetzlichen Pflichten systematisch in 

schwerwiegender Weise verletzt; oder 
c) der Bewilligungsträger den Aufforderungen der FMA zur Wiederher-

stellung des gesetzmässigen Zustandes nicht Folge leistet. 

2) Der Entzug der Bewilligung bewirkt bei Banken und Wertpapier-
firmen die Auflösung und die Löschung im Öffentlichkeitsregister. 

3) Der Entzug der Bewilligung ist zu begründen, den Betroffenen 
mitzuteilen sowie nach Eintritt der Rechtskraft auf Kosten des Bewilli-
gungsträgers in den amtlichen Publikationsorganen zu veröffentlichen. 
Jeder Entzug wird durch die FMA dem Ständigen Ausschuss der EFTA-
Staaten und der EFTA-Überwachungsbehörde mitgeteilt. 

Art. 29 Abs. 2 

2) Der Widerruf einer Bewilligung wird auf Kosten des Bewilligungs-
trägers in den amtlichen Publikationsorganen veröffentlicht. 

Art. 30a Abs. 1 und 2 Bst. a 

1) Zur Errichtung einer Repräsentanz durch eine Bank bedarf es einer 
Bewilligung der FMA. 

2) Die Bewilligung wird erteilt, wenn: 
a) die Bank im Land ihres Sitzes bzw. ihrer Hauptverwaltung einer der 

liechtensteinischen Aufsicht vergleichbaren Aufsicht untersteht; 

Überschriften vor Art. 30b 

C. Verhältnis zum Europäischen Wirtschaftsraum 

1. Errichtung von Zweigstellen und freier Dienstleistungsverkehr 
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Art. 30b 

Zweigstellen liechtensteinischer Banken oder Wertpapierfirmen 

1) Liechtensteinische Banken oder Wertpapierfirmen, die eine Zweig-
stelle im Hoheitsgebiet eines anderen EWR-Mitgliedstaates errichten 
wollen, teilen dies der FMA mit. 

2) In der Mitteilung gemäss Abs. 1 sind folgende Angaben zu machen: 
a) der EWR-Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Zweigstelle er-

richtet werden soll; 
b) ein Geschäftsplan, in dem die Art der vorgesehenen Geschäfte und 

die Organisationsstruktur der Zweigstelle angegeben sind; 
c) die Anschrift, unter der die Unterlagen der Bank oder Wertpapier-

firma im Aufnahmemitgliedstaat angefordert werden können; 
d) die Namen der verantwortlichen Leiter der Zweigstelle. 

3) Die FMA übermittelt die Angaben gemäss Abs. 2 innerhalb von 
drei Monaten nach Eingang sämtlicher Angaben der zuständigen Behör-
de des Aufnahmemitgliedstaates, sofern in Anbetracht des Vorhabens 
kein Grund besteht, die Angemessenheit der Verwaltungsstrukturen und 
der Finanzlage der betreffenden Bank oder Wertpapierfirma anzuzwei-
feln. Die FMA teilt die Übermittlung der Angaben der Bank oder Wert-
papierfirma mit. 

4) Die FMA teilt der zuständigen Behörde des Aufnahmemitglied-
staates im Weiteren Folgendes mit: 
a) im Falle einer Bank: die Höhe der Eigenmittel und die Summe der 

Eigenmittelanforderungen sowie, im Falle eines Ansuchens einer 
Bank, nähere Angaben über das Einlagensicherungssystem, mit dem 
der Schutz der Einleger der Zweigstelle gewährleistet werden soll; 

b) im Falle einer Wertpapierfirma: die Höhe der Eigenmittel und die 
Summe der Eigenmittelanforderungen sowie, im Falle des Ansuchens 
einer Wertpapierfirma, nähere Angaben über das Anlegerschutzsys-
tem, mit dem der Schutz der Anleger der Zweigstelle gewährleistet 
werden soll. 

5) Verweigert die FMA die Übermittlung der in Abs. 2 genannten 
Angaben an die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaates, nennt 
sie der betroffenen Bank oder Wertpapierfirma innerhalb von drei Mona-
ten nach Eingang sämtlicher Angaben die Gründe. Bei einer solchen 
Weigerung oder bei Nichtäusserung der FMA ist Art. 62 sinngemäss 
anwendbar. 
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6) Die Bank oder die Wertpapierfirma hat der FMA und der zustän-
digen Behörde des Aufnahmemitgliedstaates jede Änderung des Inhalts 
der Angaben nach Abs. 2 Bst. b bis d, Banken auch im Falle einer Ände-
rung der Angaben nach Abs. 4 Bst. a, zweiter Halbsatz, Wertpapierfir-
men auch im Falle einer Änderung der Angaben nach Abs. 4 Bst. b, zwei-
ter Halbsatz, mindestens einen Monat vor deren Durchführung schrift-
lich mitzuteilen. Abs. 3 und 5 finden sinngemäss Anwendung. 

7) Die FMA teilt dem Ständigen Ausschuss der EFTA-Staaten und 
der EFTA-Überwachungsbehörde die Anzahl und Art jener Fälle mit, in 
denen sie die Übermittlung der Angaben gemäss Abs. 3 und 6 an die 
zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaates verweigert hat. 

8) Der Einsatz von im Hoheitsgebiet eines anderen EWR-Mit-
gliedstaates ansässigen vertraglich gebundenen Vermittlern ist der Errich-
tung einer Zweigstelle einer Wertpapierfirma gleichgestellt. 

9) Hat eine Bank oder Wertpapierfirma mit Sitz in einem anderen 
EWR-Mitgliedstaat in ein und demselben Mitgliedstaat mehrere Be-
triebsstellen errichtet, so werden diese als eine einzige Zweigstelle be-
trachtet. 

Art. 30c 

Freier Dienstleistungsverkehr liechtensteinischer Banken oder 
Wertpapierfirmen 

1) Liechtensteinische Banken oder Wertpapierfirmen, die ihre Tätig-
keiten erstmals im Hoheitsgebiet eines anderen EWR-Mitgliedstaates im 
Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs ausüben möchten, teilen der 
FMA Folgendes mit: 
a) den EWR-Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Tätigkeiten aus-

geübt werden sollen; 
b) die Tätigkeiten, die ausgeübt werden sollen; 
c) Namen und Anschrift der gegebenenfalls im Hoheitsgebiet eines ande-

ren EWR-Mitgliedstaates einzusetzenden, in Liechtenstein ansässigen 
vertraglich gebundenen Vermittler. 

2) Die zulässige Geschäftstätigkeit einer im Rahmen des freien Dienst-
leistungsverkehrs tätigen Bank oder Wertpapierfirma bestimmt die Regie-
rung mit Verordnung. 
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3) Die FMA bringt der zuständigen Behörde des Aufnahmemitglied-
staates die Mitteilung nach Abs. 1 innerhalb eines Monats nach deren 
Eingang zur Kenntnis. 

4) Banken und Wertpapierfirmen haben der FMA und der zuständi-
gen Behörde des Aufnahmemitgliedstaates jede Änderung des Inhalts der 
Angaben nach Abs. 1 Bst. b mindestens einen Monat vor deren Durch-
führung schriftlich mitzuteilen. 

Art. 30d 

Zweigstellen von Banken, Finanzinstituten und Wertpapierfirmen aus 
dem Europäischen Wirtschaftsraum 

1) Die Errichtung einer Zweigstelle von Banken, Finanzinstituten und 
Wertpapierfirmen aus dem Europäischen Wirtschaftsraum ist zulässig, 
wenn sie eine oder mehrere der ihr erlaubten Tätigkeiten ausüben und 
von den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates beaufsich-
tigt werden sowie diese der FMA alle Angaben übermittelt haben über: 
a) die Bank gemäss Art. 30b Abs. 2 Bst. b bis d und Abs. 4 Bst. a; 
b) das Finanzinstitut gemäss Art. 30b Abs. 2 Bst. b bis d und Abs. 4 Bst. a 

1. Halbsatz; 
c) die Wertpapierfirma gemäss Art. 30b Abs. 2 Bst. b bis d und Abs. 4 

Bst. b. 

2) Zusätzlich zu den Angaben nach Abs. 1 Bst. b ist eine Bestätigung 
der zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates vorzulegen, dass 
das Finanzinstitut folgende Voraussetzungen erfüllt: 
a) das Finanzinstitut ist ein Tochterunternehmen einer Bank oder ein 

gemeinsames Tochterunternehmen mehrerer Banken; 
b) die Statuten des Finanzinstituts gestatten die erwähnten Tätigkeiten; 
c) das oder die Mutterunternehmen sind in dem Mitgliedstaat des Euro-

päischen Wirtschaftsraumes, in dem das Tochterunternehmen seinen 
Sitz hat, als Bank zugelassen; 

d) die betreffenden Tätigkeiten werden im Hoheitsgebiet desselben 
Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraumes tatsächlich aus-
geübt; 

e) das oder die Mutterunternehmen halten mindestens 90 % der mit den 
Anteilen oder Aktien des Tochterunternehmens verbundenen Stimm-
rechte; 
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f) das oder die Mutterunternehmen machen gegenüber der FMA die 
umsichtige Geschäftsführung des Tochterunternehmens glaubhaft 
und verbürgen sich mit Zustimmung der zuständigen Behörden des 
Herkunftmitgliedstaates gesamtschuldnerisch für die vom Tochterun-
ternehmen eingegangenen Verpflichtungen; 

g) das Tochterunternehmen ist in die Beaufsichtigung durch das oder 
die Mutterunternehmen auf konsolidierter Basis einbezogen, insbe-
sondere hinsichtlich Mindesteigenmittelanforderungen, der Kontrolle 
der Klumpenrisiken und der Begrenzung der Beteiligungen. 

3) Die zulässige Geschäftstätigkeit der Zweigstelle einer Bank, eines 
Finanzinstituts oder einer Wertpapierfirma bestimmt die Regierung mit 
Verordnung. 

4) Innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der Angaben gemäss 
Abs. 1 und 2 teilt die FMA der Bank, dem Finanzinstitut oder der Wert-
papierfirma die für die Tätigkeit in Liechtenstein vorgeschriebenen Mel-
dungen und Bedingungen, einschliesslich allfälliger Wohlverhaltensre-
geln, mit, die für die Ausübung der Tätigkeit aus Gründen des Allge-
meininteresses gelten. 

5) Nach Eingang der Mitteilung gemäss Abs. 4, spätestens aber nach 
Ablauf einer Frist von zwei Monaten, darf die Bank, das Finanzinstitut 
oder die Wertpapierfirma die Zweigstelle errichten und den Geschäftsbe-
trieb aufnehmen. Die Errichtung der Zweigstelle darf weder von einer 
inländischen Zulassung noch von einem Anfangskapital abhängig ge-
macht werden. 

6) Die Bank, das Finanzinstitut oder die Wertpapierfirma hat der 
FMA jede Änderung des Inhalts der Angaben nach Abs. 1 mindestens 
einen Monat vor deren Durchführung schriftlich mitzuteilen. 

7) Die Bank, das Finanzinstitut oder die Wertpapierfirma hat der 
FMA halbjährlich über die Tätigkeiten der Zweigstelle Bericht zu erstat-
ten. 

8) Wenn das Finanzinstitut die in Abs. 1 und 2 festgelegten Voraus-
setzungen nicht mehr erfüllt und die zuständige Behörde die FMA davon 
in Kenntnis gesetzt hat, fällt die Tätigkeit des Finanzinstituts in Liechten-
stein unter die liechtensteinischen Vorschriften. 

9) Die FMA kann in Erfüllung der ihr nach diesem Gesetz übertrage-
nen Aufgaben von den Zweigstellen der Banken, Finanzinstitute und 
Wertpapierfirmen diejenigen Angaben verlangen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der für sie massgebenden Vorschriften zu überwachen. 
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10) Die Abs. 1 bis 9 gelten sinngemäss für Tochterunternehmen von 
Finanzinstituten, die eine Tätigkeit als Finanzinstitut ausüben. 

11) Die Heranziehung von in Liechtenstein ansässigen vertraglich ge-
bundenen Vermittlern ist der Errichtung einer Zweigstelle gleichgestellt. 

12) Hat eine Bank oder Wertpapierfirma mit Sitz in einem anderen 
EWR-Mitgliedstaat in ein und demselben Mitgliedstaat mehrere Betriebs-
stellen errichtet, so werden diese als eine einzige Zweigstelle betrachtet. 

Art. 30e 

Freier Dienstleistungsverkehr von Banken, Finanzinstituten und 
Wertpapierfirmen aus dem Europäischen Wirtschaftsraum 

1) Das erstmalige Tätigwerden einer Bank, eines Finanzinstituts oder 
einer Wertpapierfirma in Liechtenstein im Wege des freien Dienstleis-
tungsverkehrs bedarf einer Mitteilung der zuständigen Behörde des Her-
kunftsmitgliedstaates an die FMA. Diese Mitteilung hat Folgendes zu 
enthalten: 
a) Angaben der geplanten Tätigkeiten (Geschäftsplan), wobei es sich bei 

diesen um zulässige Tätigkeiten gemäss Art. 30d Abs. 3 handeln muss; 
b) eine Bestätigung, dass die übermittelnde Behörde die Bank, das Fi-

nanzinstitut oder die Wertpapierfirma zugelassen hat und beaufsich-
tigt; 

c) eine Bestätigung, dass die geplanten Tätigkeiten von der Zulassung 
der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaates abgedeckt ist; 

d) die Angabe der Namen und Anschriften der gegebenenfalls einzuset-
zenden, nicht in Liechtenstein ansässigen vertraglich gebundenen 
Vermittler. 

2) Nach Eingang der Mitteilung darf die Bank, das Finanzinstitut oder 
die Wertpapierfirma mit der Erbringung der entsprechenden Dienstleis-
tungen beginnen. 

3) Zusätzlich zu den Angaben nach Abs. 1 ist eine Bestätigung der zu-
ständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates vorzulegen, dass das 
Finanzinstitut folgende Voraussetzungen erfüllt: 
a) das Finanzinstitut ist ein Tochterunternehmen einer Bank oder ein 

gemeinsames Tochterunternehmen mehrerer Banken; 
b) die Statuten des Finanzinstituts gestatten die erwähnten Tätigkeiten; 
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c) das oder die Mutterunternehmen sind in dem EWR-Mitgliedstaat, in 
dem das Tochterunternehmen seinen Sitz hat, als Bank zugelassen; 

d) die betreffenden Tätigkeiten werden im Hoheitsgebiet desselben 
EWR-Mitgliedstaates tatsächlich ausgeübt; 

e) das oder die Mutterunternehmen halten mindestens 90 % der mit den 
Anteilen oder Aktien des Tochterunternehmens verbundenen Stimm-
rechte; 

f) das oder die Mutterunternehmen machen gegenüber der FMA die 
umsichtige Geschäftsführung des Tochterunternehmens glaubhaft 
und verbürgen sich mit Zustimmung der zuständigen Behörden des 
Herkunftmitgliedstaates gesamtschuldnerisch für die vom Tochterun-
ternehmen eingegangenen Verpflichtungen; 

g) das Tochterunternehmen ist in die Beaufsichtigung durch das oder 
die Mutterunternehmen auf konsolidierter Basis einbezogen, insbe-
sondere hinsichtlich der Mindesteigenmittelanforderungen, der Kon-
trolle der Klumpenrisiken und der Begrenzung der Beteiligungen. 

4) Die FMA teilt der Bank, dem Finanzinstitut oder der Wertpapier-
firma die Bedingungen, einschliesslich allfälliger Wohlverhaltensregeln, 
mit, die für die Ausübung der Tätigkeit aus Gründen des Allgemeininte-
resses in Liechtenstein zu beachten sind. 

5) Die Bank, das Finanzinstitut oder die Wertpapierfirma hat der 
FMA jede Änderung des Inhalts der Angaben nach Abs. 1 mindestens 
einen Monat vor deren Durchführung schriftlich mitzuteilen. 

6) Wenn das Finanzinstitut die in Abs. 3 festgelegten Voraussetzun-
gen nicht mehr erfüllt und die zuständige Behörde die FMA davon in 
Kenntnis gesetzt hat, fällt die Tätigkeit des Finanzinstituts in Liechten-
stein unter die liechtensteinischen Vorschriften. 

7) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten für Tochterunternehmen 
von Finanzinstituten, die eine Tätigkeit als Finanzinstitut ausüben, ent-
sprechend. 

8) Wertpapierfirmen aus EWR-Mitgliedstaaten haben in gleicher Weise 
Zugang zu in Liechtenstein ansässigen geregelten Märkten, zentralen 
Gegenparteien und Clearing- und Abrechnungssystemen wie Banken. 
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Überschrift vor Art. 30f 

2. Zusammenarbeit mit zuständigen Behörden von EWR-Mitgliedstaaten 
im Allgemeinen 

Art. 30f 

Grundsatz 

Die FMA arbeitet im Rahmen ihrer Aufsicht mit den zuständigen 
Behörden der anderen EWR-Mitgliedstaaten nach Massgabe dieses Ge-
setzes eng zusammen. 

Überschrift vor Art. 30g 

Aufgehoben 

Art. 30g 

Gemeinsame Missbrauchsbekämpfung 

1) Hat die FMA begründeten Anlass zur Vermutung, dass Unter-
nehmen, die nicht ihrer Aufsicht unterliegen, im Hoheitsgebiet eines 
anderen EWR-Mitgliedstaates gegen die Bestimmungen der Richtlinie 
2004/39/EG verstossen oder verstossen haben, so teilt die FMA diesen 
Umstand der zuständigen Behörde so genau wie möglich mit. 

2) Teilt eine zuständige Behörde eines anderen EWR-Mitgliedstaates 
der FMA mit, dass in Liechtenstein ein Unternehmen gegen die Bestim-
mungen dieses Gesetzes verstösst oder verstossen hat, so hat die FMA 
die geeigneten Massnahmen gegen dieses Unternehmen zu ergreifen. Die 
FMA unterrichtet die benachrichtigende Behörde über die ergriffenen 
Massnahmen und das Verfahren. 

Art. 30h 

Informationsaustausch 

1) Die FMA übermittelt einer ersuchenden zuständigen Behörde eines 
EWR-Mitgliedstaates alle Informationen, die diese zur Wahrnehmung 
ihrer Aufsichtsaufgaben benötigt, wenn: 
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a) dadurch die Souveränität, Sicherheit, öffentliche Ordnung oder andere 
wesentliche Landesinteressen Liechtensteins nicht verletzt werden; 

b) die Empfänger bzw. die beschäftigten und beauftragten Personen der 
zuständigen Behörden einer dem Art. 31a gleichwertigen Geheimnis-
pflicht unterstehen; 

c) gewährleistet ist, dass die mitgeteilten Informationen nur für finanz-
marktaufsichtsrechtliche Belange, insbesondere die Aufsicht über 
Banken, Wertpapierfirmen oder geregelte Märkte verwendet werden; 
und 

d) bei Informationen, die aus dem Ausland stammen, eine ausdrückliche 
Zustimmung jener Behörde, die diese Informationen mitgeteilt hat, 
vorliegt und gewährleistet ist, dass diese gegebenenfalls nur für jene 
Zwecke weitergegeben werden, denen diese Behörden zugestimmt 
haben. 

2) Die FMA kann die zuständigen Behörden anderer EWR-Mit-
gliedstaaten um Übermittlung aller Informationen ersuchen, die zur 
Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz notwendig sind. Die erhal-
tenen Informationen darf sie an die in Art. 31 genannten Stellen weiter-
leiten. Ausser in gebührend begründeten Fällen darf sie diese Informatio-
nen nur unter sinngemässer Wahrung von Abs. 1 Bst. d an andere Stellen 
oder natürliche oder juristische Personen weitergeben. In diesem Fall 
unterrichtet die FMA unverzüglich die Behörde, welche die Informatio-
nen übermittelt hat. 

3) Die in Art. 31 genannten Aufsichtsorgane, Verwaltungsbehörden 
und Stellen sowie natürliche oder juristische Personen, die vertrauliche 
Informationen erhalten, dürfen diese in Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
nur für folgende Zwecke verwenden: 
a) zur Prüfung, ob die Bewilligungsvoraussetzungen für Banken oder 

Wertpapierfirmen erfüllt sind; 
b) zur Überwachung der Ausübung der Tätigkeit auf Instituts- oder auf 

konsolidierter Basis, insbesondere hinsichtlich der Solvenz, der ver-
waltungsmässigen und buchhalterischen Organisation, der internen 
Kontrollmechanismen sowie der Liquidität von Banken und Wertpa-
pierfirmen wie auch von Zweigstellen von Banken, Finanzinstituten 
und Wertpapierfirmen; 

c) zur Überwachung des reibungslosen Funktionierens geregelter Märk-
te und multilateraler Handelssysteme; 

d) zur Verhängung von Sanktionen; 
e) im Rahmen von Verfahren über die Anfechtung von Entscheidungen 

der FMA nach Art. 62; oder 
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f) im Rahmen aussergerichtlicher Verfahren für Anlegerbeschwerden 
nach Art. 62a. 

4) Dieser Artikel sowie die Art. 14, 30n, 30o und 31a stehen dem 
nicht entgegen, dass die FMA den Zentralbanken, der Schweizerischen 
Nationalbank, dem Europäischen System der Zentralbanken und der 
Europäischen Zentralbank in ihrer Eigenschaft als Währungsbehörden 
sowie gegebenenfalls anderen staatlichen Behörden, die mit der Überwa-
chung der Zahlungssysteme betraut sind, zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
vertrauliche Informationen übermittelt; ebenso wenig stehen sie dem 
entgegen, dass diese Behörden oder Stellen der FMA die Informationen 
übermitteln, die diese zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz 
benötigt. 

5) Die Regierung regelt das Nähere mit Verordnung. 

Art. 30i 

Überwachung, Überprüfung vor Ort und Ermittlungen 

1) Die zuständige Behörde eines EWR-Mitgliedstaates kann die FMA 
in aufsichtsrechtlichen Angelegenheiten um Zusammenarbeit bei einer 
Überwachung, einer Überprüfung vor Ort oder einer Ermittlung ersu-
chen. 

2) Erhält die FMA ein Ersuchen um eine Überprüfung vor Ort oder 
eine Ermittlung, so wird sie im Rahmen ihrer Befugnisse und unter Wah-
rung von Art. 30h Abs. 1 tätig, indem sie: 
a) die Überprüfungen oder Ermittlungen selbst vornimmt; 
b) der ersuchenden Behörde die Durchführung der Überprüfung oder 

Ermittlung gestattet; oder 
c) Revisionsstellen oder Sachverständigen die Durchführung der Über-

prüfung oder Ermittlung gestattet. 

3) Werden Prüfungen vor Ort nicht durch die FMA selbst vorgenom-
men, sind die Prüfer durch Mitarbeiter der FMA zu begleiten. 

4) In Bezug auf Zweigstellen von Banken, Finanzinstituten oder 
Wertpapierfirmen in Liechtenstein, die der Aufsicht zuständiger auslän-
discher Behörden unterstehen, können diese Behörden, nach vorheriger 
Unterrichtung der FMA, selbst oder durch zu diesem Zweck benannte 
Personen, die für die Aufsicht erforderlichen Informationen vor Ort 
überprüfen. 
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5) Die FMA kann ungeachtet der Bestimmungen dieses Artikels im 
Rahmen ihrer gemäss diesem Gesetz obliegenden Aufgaben Prüfungen 
von Zweigstellen ausländischer Banken, Finanzinstitute oder Wertpapier-
firmen in Liechtenstein vornehmen oder Wirtschaftsprüfer oder Sachver-
ständige damit beauftragen. 

6) Die FMA kann die zuständige Behörde eines EWR-Mitgliedstaates 
um Zusammenarbeit bei einer Überwachung, einer Überprüfung vor Ort 
oder einer Ermittlung ersuchen. 

Art. 30k 

Ablehnung der Zusammenarbeit 

1) Die FMA kann ein Ersuchen auf Zusammenarbeit bei der Durch-
führung einer Ermittlung, einer Überprüfung vor Ort oder einer Über-
wachung nach Art. 30i oder auf Austausch von Informationen nach 
Art. 30h nur ablehnen, wenn: 
a) auf Grund derselben Handlungen und gegen dieselben Personen 

bereits ein Verfahren vor einem inländischen Gericht anhängig ist; 
oder 

b) in Liechtenstein gegen die betreffenden Personen auf Grund dersel-
ben Handlungen bereits ein rechtskräftiges Urteil ergangen ist. 

2) Im Falle einer Ablehnung teilt die FMA dies der ersuchenden zu-
ständigen Behörde mit und informiert sie über den Grund der Ableh-
nung. 

Art. 30l 

Sicherungsmassnahmen 

1) Hat die FMA klare und nachweisliche Gründe zur Annahme, dass 
eine in Liechtenstein im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs 
tätige Bank, Wertpapierfirma oder ein Finanzinstitut oder dass eine 
Bank, Wertpapierfirma oder ein Finanzinstitut mit einer Zweigstelle in 
Liechtenstein gegen die gemäss diesem Gesetz und der darauf gestützten 
Verordnungen anwendbaren Vorschriften und Bedingungen verstösst, so 
teilt sie dies der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaates mit, 
sofern der FMA nicht die Aufsichtszuständigkeit übertragen ist. 
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2) Verhält sich die Bank, das Finanzinstitut oder die Wertpapierfirma 
trotz der von der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaates 
ergriffenen Massnahmen, oder weil diese Massnahmen unzureichend 
sind, weiterhin auf eine Art und Weise, die den Interessen der Kunden in 
Liechtenstein oder dem ordnungsgemässen Funktionieren der Märkte 
eindeutig abträglich ist, so ergreift die FMA nach vorheriger Unterrich-
tung der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaates alle geeigne-
ten Massnahmen, um den Schutz der Kunden und das ordnungsgemässe 
Funktionieren der Märkte zu gewährleisten. Zu diesen Massnahmen 
gehört auch die Möglichkeit, der betreffenden Bank, dem betreffenden 
Finanzinstitut oder der betreffenden Wertpapierfirma neue Geschäfte in 
Liechtenstein zu untersagen. Die EFTA-Überwachungsbehörde wird 
von diesen Massnahmen unverzüglich in Kenntnis gesetzt. 

3) Stellt die FMA fest, dass eine Bank, ein Finanzinstitut oder eine 
Wertpapierfirma mit einer Zweigstelle in Liechtenstein die Gesetzesvor-
schriften, Wohlverhaltensregeln oder Standesrichtlinien nicht beachtet, 
so fordert sie die Bank, das Finanzinstitut oder die Wertpapierfirma auf, 
die vorschriftswidrige Situation zu beenden. Kommt die Bank, das Finanz-
institut oder die Wertpapierfirma der Aufforderung nicht nach, so trifft 
die FMA alle geeigneten Massnahmen, damit die betreffende Bank, das 
betreffende Finanzinstitut oder die betreffende Wertpapierfirma die 
vorschriftswidrige Situation beendet. Die Art dieser Massnahmen ist den 
zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates mitzuteilen. 

4) Verletzt die Bank, das Finanzinstitut oder die Wertpapierfirma 
trotz der von der FMA getroffenen Massnahmen weiterhin die in Abs. 3 
genannten Bestimmungen, so kann die FMA nach Unterrichtung der 
zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates geeignete Massnah-
men ergreifen, um weitere Verstösse zu verhindern oder zu ahnden; 
soweit erforderlich, kann sie der Bank, dem Finanzinstitut oder der 
Wertpapierfirma auch neue Geschäfte in Liechtenstein untersagen. Die 
EFTA-Überwachungsbehörde wird von diesen Massnahmen unverzüg-
lich in Kenntnis gesetzt. 

5) Die Abs. 3 und 4 kommen auch zur Anwendung, wenn sich die 
vom Herkunftsmitgliedstaat getroffenen Massnahmen als unzureichend 
erweisen oder wenn keine Massnahmen getroffen wurden. 

6) In dringenden Fällen kann die FMA vor Einleitung des Verfahrens 
gemäss Abs. 1 bis 6 zum Schutz der Einleger, Anleger oder sonstigen 
Dienstleistungsempfänger die notwendigen Massnahmen ergreifen, ins-
besondere zum Schutz der anvertrauten Vermögenswerte. Die zuständi-
gen Behörden der betroffenen EWR-Mitgliedstaaten, der Ständige Aus-
schuss der EFTA-Staaten und die EFTA-Überwachungsbehörde sind 
umgehend zu informieren. 
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7) Wird der Bank, dem Finanzinstitut oder der Wertpapierfirma durch 
die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaates die Zulassung ent-
zogen, trifft die FMA entsprechende Massnahmen, damit die Bank, das 
Finanzinstitut oder die Wertpapierfirma keine neuen Geschäfte in Liech-
tenstein tätigt und die Interessen der Einleger und Anleger gewahrt wer-
den. Entzieht die FMA die Zulassung einer Bank, eines Finanzinstituts 
oder einer Wertpapierfirma, so werden die zuständigen Behörden der 
Aufnahmemitgliedstaaten davon unterrichtet. 

8) Jede Massnahme gemäss diesem Artikel, die Sanktionen oder Ein-
schränkungen der Tätigkeit einer Bank, eines Finanzinstituts oder einer 
Wertpapierfirma beinhaltet, ist ordnungsgemäss zu begründen und der 
betreffenden Bank, dem betreffenden Finanzinstitut oder der betreffen-
den Wertpapierfirma mitzuteilen. 

9) Die FMA teilt dem Ständigen Ausschuss der EFTA-Staaten und 
der EFTA-Überwachungsbehörde die Anzahl und die Art jener Fälle 
mit, in denen Massnahmen nach den Abs. 3 und 4 getroffen wurden. 

Überschriften vor Art. 30m 

D. Verhältnis zu Drittstaaten 

1. Errichtung von Zweigstellen aus Drittstaaten 

Art. 30m 

Grundsatz 

1) Die Errichtung einer Zweigstelle einer Bank oder einer Wertpa-
pierfirma mit Sitz ausserhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes ist be-
willigungspflichtig. 

2) Die Bewilligung wird durch die FMA erteilt, wenn: 
a) die Bank oder die Wertpapierfirma einer der liechtensteinischen Auf-

sicht vergleichbaren konsolidierten Aufsicht untersteht; 
b) die Bank oder die Wertpapierfirma hinreichend organisiert ist und 

über genügend qualifiziertes Personal und finanzielle Mittel verfügt, 
um in Liechtenstein eine Zweigstelle zu betreiben; 

c) die Aufsichtsbehörde des Herkunftsstaates keine Einwände gegen die 
Errichtung der Zweigstelle erhebt und erklärt, die FMA unverzüglich 
zu benachrichtigen, wenn Umstände eintreten, welche die Interessen 
der Gläubiger ernsthaft gefährden könnten; 
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d) die übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes und der dazu erlassenen 
Verordnungen in sinngemässer Anwendung erfüllt sind. 

3) Die FMA teilt dem Ständigen Ausschuss der EFTA-Staaten, der 
EFTA-Überwachungsbehörde und dem Europäischen Bankenausschuss 
die Zulassung von Zweigstellen mit, die sie Banken mit Sitz ausserhalb 
des Europäischen Wirtschaftsraumes erteilt. 

4) Die Zweigstelle hat ihre Jahresrechnung zusammen mit der Jahres-
rechnung der ausländischen Bank oder Wertpapierfirma innert vier Mo-
naten nach Ende des Geschäftsjahres zu veröffentlichen und der FMA 
zusammen mit dem Geschäftsbericht der Bank zuzustellen. 

5) Die Jahresrechnung der ausländischen Bank oder Wertpapierfirma 
ist in deutscher Sprache nach den an ihrem Hauptsitz geltenden Bilanzie-
rungs- und Gliederungsvorschriften zu veröffentlichen. 

6) Die Jahresrechnung der Zweigstelle beinhaltet die Forderungen 
und Verbindlichkeiten gegenüber dem Hauptsitz und den anderen Zweig-
stellen der Bank oder Wertpapierfirma sowie gegenüber den von der 
Bank oder Wertpapierfirma direkt oder indirekt beherrschten Unter-
nehmen des Bank- oder Finanzbereichs. Dies gilt auch für die Eventual- 
oder die schwebenden Geschäfte. 

7) Zweigstellen von Banken oder Wertpapierfirmen mit Sitz in Dritt-
staaten dürfen bei der Aufnahme und Ausübung ihrer Tätigkeit nicht 
günstiger gestellt werden als Zweigstellen von Banken oder Wertpapier-
firmen mit Sitz innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes. 

Überschrift vor Art. 30n 

2. Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden von Drittstaaten 

Art. 30n 

Informationsaustausch, Überwachung, Überprüfung vor Ort und 
Ermittlungen 

1) Die FMA arbeitet im Rahmen ihrer finanzmarktaufsichtsrechtli-
chen Aufgaben mit den zuständigen Behörden eines Drittstaates bei einer 
Überwachung, einer Überprüfung vor Ort, bei Ermittlungen oder bei 
der Übermittlung von Informationen unter sinngemässer Anwendung 
der Art. 30h und 30i eng zusammen. 
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2) Vorbehaltlich Abs. 1 darf die FMA nach Massgabe von Art. 8 des 
Datenschutzgesetzes Personendaten an Drittstaaten weiterleiten. 

Art. 30o 

Kooperationsvereinbarungen 

1) Die FMA kann, innerhalb der Schranken dieses Gesetzes, mit den 
zuständigen Behörden von Drittstaaten Kooperationsvereinbarungen 
über den Informationsaustausch abschliessen. 

2) Die FMA kann ferner, ebenfalls innerhalb der Schranken dieses 
Gesetzes, Kooperationsvereinbarungen über den Informationsaustausch 
mit Behörden, Stellen und natürlichen oder juristischen Personen von 
Drittstaaten abschliessen, die dafür zuständig sind: 
a) Banken, Finanzinstitute, Wertpapierfirmen oder Finanzmärkte zu be-

aufsichtigen; 
b) Abwicklungen, Insolvenzverfahren und ähnliche Verfahren bei Ban-

ken, Finanzinstituten oder Wertpapierfirmen durchzuführen; 
c) in Wahrnehmung ihrer Aufsichtsbefugnisse die Pflichtprüfung der 

Rechnungslegung von Banken, Finanzinstituten und Wertpapierfir-
men vorzunehmen oder in Wahrnehmung ihrer Aufgaben Entschädi-
gungssysteme zu verwalten; 

d) die an der Abwicklung und an Insolvenzverfahren oder ähnlichen 
Verfahren in Bezug auf Banken, Finanzinstitute oder Wertpapierfir-
men beteiligten Stellen zu beaufsichtigen; oder 

e) die Personen zu beaufsichtigen, die die Pflichtprüfung der Rechnungs-
legungsunterlagen von Banken, Finanzinstituten oder Wertpapierfir-
men vornehmen. 

Überschrift vor Art. 30p 

IIIa. Geregelte Märkte und multilaterale Handelssysteme 

Art. 30p 

Geregelte Märkte 

1) Der Betrieb eines geregelten Marktes bedarf einer Bewilligung der 
FMA. Die Bewilligung wird erteilt, wenn: 
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a) der geregelte Markt über klare und transparente Regeln für die Zulas-
sung von Finanzinstrumenten zum Handel verfügt; 

b) ein transparenter nichtdiskriminierender Zugang zur Mitgliedschaft 
am geregelten Markt gewährleistet ist; 

c) wirksame Systeme für einen reibungslosen Abschluss von Geschäften 
über den geregelten Markt und deren Erfüllung bestehen; und 

d) der faire und transparente Handel am geregelten Markt und dessen 
Beaufsichtigung durch die Organe des geregelten Marktes sicherge-
stellt ist. 

2) Betreiber von geregelten Märkten können nur Banken und Wert-
papierfirmen sein, die auch Betreiber eines multilateralen Handelssys-
tems sein können. 

3) Die Art. 11 Abs. 1 und 2, Art. 17 Abs. 2 sowie Art. 30e Abs. 1, 4 
und 5 gelten für die Betreiber von geregelten Märkten sinngemäss. 

4) Die Regierung regelt das Nähere, insbesondere über die Bewilli-
gungsvoraussetzungen und das Bewilligungsverfahren sowie den Betrieb 
eines geregelten Marktes, durch Verordnung. 

Art. 30q 

Multilaterale Handelssysteme 

1) Der Betrieb eines multilateralen Handelssystems bedarf einer Be-
willigung der FMA. Die Bewilligung wird erteilt, wenn: 
a) wirksame Systeme für einen reibungslosen Abschluss von Geschäften 

über das multilaterale Handelssystem und deren Erfüllung bestehen; 
und 

b) der faire und transparente Handel über das multilaterale Handelssys-
tem und dessen Beaufsichtigung durch die Organe des multilateralen 
Handelssystems sichergestellt ist. 

2) Betreiber von multilateralen Handelssystemen können nur Banken 
oder Wertpapierfirmen, nicht aber Vermögensverwaltungsgesellschaften 
sein. 

3) Art. 30e Abs. 1, 4 und 5 gelten für die Betreiber von multilateralen 
Handelssystemen sinngemäss. 

4) Die Regierung regelt das Nähere zum Bewilligungsverfahren sowie 
den Betrieb eines multilateralen Handelssystems mit Verordnung. 
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Überschrift vor Art. 31 

IV. Aufsicht 

Art. 31a 

Amtsgeheimnis 

1) Die mit der Durchführung dieses Gesetzes betrauten Organe, all-
fällig durch diese beigezogene weitere Personen sowie sämtliche Behör-
denvertreter unterliegen hinsichtlich der vertraulichen Informationen, die 
ihnen bei ihrer dienstlichen Tätigkeit bekannt werden, zeitlich unbe-
schränkt dem Amtsgeheimnis. 

2) Die dem Amtsgeheimnis unterliegenden Informationen dürfen 
nicht weitergegeben werden. Vorbehalten bleiben besondere gesetzliche 
Vorschriften. 

3) Wurde gegen eine Bank oder eine Wertpapierfirma durch Ge-
richtsbeschluss das Konkursverfahren eröffnet oder die Liquidation 
eingeleitet, so können vertrauliche Informationen, die sich nicht auf Dritte 
beziehen, in zivil- oder handelsrechtlichen Verfahren weitergegeben 
werden, sofern dies für das betreffende Verfahren erforderlich ist. 

4) Unbeschadet der Fälle, die unter das Strafrecht fallen, dürfen die 
FMA, alle anderen Verwaltungsbehörden und Stellen sowie andere na-
türliche und juristische Personen vertrauliche Informationen, die sie 
gemäss diesem Gesetz erhalten, nur zur Wahrnehmung ihrer Verant-
wortlichkeiten und Aufgaben innerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes oder für die Zwecke, für welche die Information übermittelt 
wurde, und/oder bei Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren, die sich spe-
ziell auf die Wahrnehmung dieser Aufgaben beziehen, verwenden. Gibt 
die FMA oder eine andere Verwaltungsbehörde oder Stelle oder Person, 
welche die Information übermittelt, jedoch ihre Zustimmung, so darf die 
Behörde, welche die Information erhält, diese für andere finanzmarktauf-
sichtsrechtliche Zwecke verwenden. 

5) Der FMA ist es unter Einhaltung des innerstaatlichen Rechts er-
laubt, vertrauliche Informationen, die sie von einer nicht zuständigen 
Behörde eines EWR-Mitgliedstaates erhalten hat, an andere zuständige 
Behörden von EWR-Mitgliedstaaten zu übermitteln. 
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Art. 31b 

Zusammenarbeit mit anderen inländischen Behörden 

1) Die FMA arbeitet im Rahmen ihrer Aufsicht mit anderen inländi-
schen Behörden zusammen, soweit es für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist. 

2) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt hat der FMA alle 
Änderungen von Einträgen im Öffentlichkeitsregister, die eine Bank 
oder eine Wertpapierfirma betreffen, mitzuteilen. Es hat der FMA zudem 
elektronisch Zugriff auf die Daten des Öffentlichkeitsregisters zu gewäh-
ren. 

Art. 35 Sachüberschrift, Abs. 1, 2, 3 Bst. b, 4a sowie 6 bis 9 

Aufgaben und Befugnisse 

1) Die FMA überwacht den Vollzug dieses Gesetzes und der dazu er-
lassenen Verordnungen und trifft die notwendigen Massnahmen direkt, 
in Zusammenarbeit mit anderen Aufsichtsorganen oder durch Anzeige 
bei der Staatsanwaltschaft. 

2) Die FMA besitzt alle erforderlichen Befugnisse, um ihre Aufgaben 
zu erfüllen und kann dabei insbesondere: 
a) von den diesem Gesetz und ihrer Aufsicht Unterstellten und ihren 

Revisionsstellen alle für den Vollzug dieses Gesetzes erforderlichen 
Informationen und Unterlagen verlangen; 

b) ausserordentliche Revisionen anordnen oder durchführen; 
c) Entscheidungen und Handlungs-, Unterlassungs- und Feststellungs-

Verfügungen erlassen; 
d) rechtskräftige Entscheidungen und Verfügungen nach vorheriger 

Androhung veröffentlichen, wenn sich der oder die Betroffene gegen 
diese widersetzt; 

e) ein vorübergehendes Berufsausübungsverbot verhängen; 
f) die Staatsanwaltschaft ersuchen, Massnahmen zur Sicherung der Ab-

schöpfung der Bereicherung oder des Verfalls von Vermögenswerten 
nach Massgabe der Strafprozessordnung zu beantragen. 

Die diesbezüglichen Kosten tragen die Betroffenen nach Massgabe von 
Art. 26 Abs. 2 FMAG. 
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3) Der FMA obliegen insbesondere: 
b) die Genehmigung der Statuten und Reglemente der Banken und Wert-

papierfirmen und ihrer Änderungen; 

4a) Die FMA belegt zumindest die Banken oder Wertpapierfirmen, 
die den Anforderungen von Art. 7a Abs. 2 bis 4 bzw. den Mindestanfor-
derungen betreffend Klumpenrisiken oder den organisatorischen Anfor-
derungen betreffend Wertpapierdienstleistungen nicht genügen oder bei 
denen in Bezug auf Art. 4 und 8 ein unzulängliches Ergebnis festgestellt 
wurde, mit einer zusätzlichen, über die Mindestausstattung hinausgehen-
den Eigenmittelanforderung, wenn andere Massnahmen allein nicht dazu 
führen dürften, die Regeln, Verfahren, Mechanismen und Strategien 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums ausreichend zu verbessern. 

6) Die FMA kann einen Sachverständigen als ihren Beobachter in eine 
Bank oder Wertpapierfirma abordnen, wenn die Forderungen der Gläu-
biger durch schwerwiegende Missstände gefährdet erscheinen. Mit dieser 
Aufgabe kann die bankengesetzliche Revisionsstelle betraut werden. Die 
Kosten trägt die Bank oder Wertpapierfirma. Der Beobachter überwacht 
die Tätigkeit der leitenden Organe, insbesondere die Durchführung der 
angeordneten Massnahmen, und erstattet der FMA laufend Bericht. Der 
Beobachter geniesst ein uneingeschränktes Recht zur Einsicht in die 
Geschäftstätigkeit und die Bücher und Akten der Bank oder Wertpapier-
firma. 

7) Die FMA informiert die Regierung über etwaige allgemeine 
Schwierigkeiten, die liechtensteinische Banken und Wertpapierfirmen bei 
der Niederlassung oder bei der Erbringung von Dienstleistungen nach 
Art. 3 in einem Drittstaat haben. Die Regierung hat diese Meldung der 
EFTA-Überwachungsbehörde weiter zu leiten. 

8) Die FMA führt ein öffentlich zugängliches Register über die Ban-
ken, die Wertpapierfirmen, die Zweigstellen ausländischer Banken, Fi-
nanzinstitute und Wertpapierfirmen, die vertraglich gebundenen Ver-
mittler sowie die zur Revision von Banken, Wertpapierfirmen und gere-
gelten Märkten zugelassenen Revisionsstellen. Das Register ist monatlich 
zu aktualisieren. Es kann mittels Abrufverfahren eingesehen werden. 

9) Die FMA erstellt eine Liste, in welcher alle Mutterfinanzholding-
gesellschaften in EWR-Mitgliedstaaten aufgeführt sind, die Banken oder 
Wertpapierfirmen kontrollieren, für deren Beaufsichtigung auf konsoli-
dierter Basis sie zuständig ist. Die Liste wird den zuständigen Behörden 
der anderen EWR-Mitgliedstaaten, dem Ständigen Ausschuss der EFTA-
Staaten und der EFTA-Überwachungsbehörde übermittelt. 
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Art. 36 

Datenbearbeitung 

Die FMA kann alle Daten, einschliesslich Persönlichkeitsprofile und 
besonders schützenswerte Personendaten über administrative oder straf-
rechtliche Verfolgungen und Sanktionen von mit der Verwaltung und 
Geschäftsleitung einer Bank oder Wertpapierfirma oder einer Zweigstelle 
einer Bank, eines Finanzinstituts oder einer Wertpapierfirma betrauten 
Personen, bearbeiten, welche notwendig sind, um den Aufgaben nach 
diesem Gesetz nachzukommen. 

Art. 36a 

Offenlegung 

1) Die FMA veröffentlicht die folgenden Informationen: 
a) den Wortlaut der Rechts- und Verwaltungsvorschriften und allge-

meinen Leitlinien, die in Liechtenstein im Bereich der Finanzdienst-
leistungsaufsicht verabschiedet wurden; 

b) die Art und Weise, in der die im EWR-Recht eröffneten Optionen 
und Ermessensspielräume genutzt werden; 

c) die allgemeinen Kriterien und Methoden des aufsichtlichen Überprü-
fungsverfahrens; und 

d) aggregierte statistische Daten zu zentralen Aspekten der Umsetzung 
der aufsichtsrechtlichen Rahmenvorschriften in den einzelnen EWR-
Mitgliedstaaten. 

2) Die nach Abs. 1 gelieferten Angaben müssen einen aussagekräfti-
gen Vergleich unter den Vorgehensweisen der verschiedenen zuständigen 
Behörden der EWR-Mitgliedstaaten ermöglichen. 

Art. 37 Abs. 1 und 3 bis 5 

1) Revisionsstellen und Revisionsverbände, welche Banken und Wert-
papierfirmen prüfen, bedürfen für diese Tätigkeit einer Bewilligung der 
FMA. 

3) Die Revisionsstellen haben sich ausschliesslich der Revisionstätig-
keit und den unmittelbar damit zusammenhängenden Geschäften wie 
Kontrollen, Liquidationen und Sanierungen zu widmen. Sie dürfen keine 
Bankgeschäfte, Wertpapierdienstleistungen und Vermögensverwaltungen 
erbringen. 
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4) Die Revisionsstellen müssen von den zu revidierenden Banken und 
Wertpapierfirmen unabhängig sein. 

5) Die Revisionsstelle hat ausser gegenüber den zuständigen Organen 
der revidierten Bank oder Wertpapierfirma und der FMA über alle ihr 
bei der Revision bekannt gewordenen Tatsachen das Geheimnis zu wahren. 

Art. 38 Abs. 1 Bst. a sowie Abs. 3 

1) Die Revisionsstellen prüfen, ob 
a) die Geschäftstätigkeit der Bank oder Wertpapierfirma dem Gesetz, 

den Statuten und den Reglementen entspricht, 

3) Der Revisionsbericht geht gleichzeitig an den Verwaltungsrat der 
Bank oder Wertpapierfirma, an die Revisionsstelle nach den Bestimmun-
gen des Personen- und Gesellschaftsrechts und an die FMA. 

Art. 39 Abs. 1, 3 Bst. b sowie 4 und 5 

1) Stellt die Revisionsstelle Verletzungen von gesetzlichen Vorschrif-
ten oder sonstige Missstände fest, setzt sie der Bank oder Wertpapierfir-
ma eine angemessene Frist zur Herstellung des gesetzesmässigen Zustan-
des. Wird die Frist nicht eingehalten, berichtet die Revisionsstelle der 
FMA. 

3) Eine Meldepflicht im Sinne von Abs. 2 gilt ungeachtet von Abs. 1: 
b) bei Tatsachen oder Entscheidungen, welche die Fortsetzung der Tätig-

keit der Bank oder Wertpapierfirma beeinträchtigen können; 

4) Eine Meldepflicht besteht auch dann, wenn die Revisionsstelle in 
Ausübung ihrer Revisionstätigkeit Feststellungen im Sinne von Abs. 3 
bei Unternehmen macht, die mit der zu revidierenden Bank oder Wert-
papierfirma in einer engen Verbindung stehen. 

5) Revisionsstellen, die der FMA nach Treu und Glauben Sachverhal-
te zur Kenntnis bringen, verstossen dadurch nicht gegen eine etwaige 
vertragliche oder gesetzliche Beschränkung der Informationsweitergabe. 
Die Erfüllung der Informationspflicht zieht insoweit keine nachteiligen 
Folgen für die Revisionsstelle oder die Person, welche die Information 
weitergeleitet hat, nach sich. 
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Art. 40 Abs. 1 Satz 1 

1) Die Banken und Wertpapierfirmen tragen die Kosten der Revision. 

Überschriften vor Art. 41a 

F. Aufsicht auf konsolidierter Basis im Rahmen des EWR-Abkommens 

1. Allgemeines 

Art. 41a Abs. 1 bis 4 und 6 

1) Jede Bank oder Wertpapierfirma, die eine Bank oder Wertpapier-
firma als Tochterunternehmen hat oder eine Beteiligung an einer Bank 
oder Wertpapierfirma hält, unterliegt der Aufsicht der konsolidierten 
Finanzlage gemäss den Bestimmungen dieses Abschnitts. 

2) Jede Bank oder Wertpapierfirma, deren Mutterunternehmen eine 
Finanz-Holdinggesellschaft ist, unterliegt der Aufsicht der konsolidierten 
Finanzlage der Finanzholdinggesellschaft gemäss den Bestimmungen 
dieses Abschnitts. 

3) Auf die Einbeziehung einer Bank, einer Wertpapierfirma oder eines 
Unternehmens mit bankbezogenen Hilfsdiensten in die Konsolidierung 
kann verzichtet werden, wenn das einzubeziehende Unternehmen im 
Hinblick auf die Konsolidierung von untergeordneter Bedeutung ist. 

4) Handelt es sich bei einer Bank oder Wertpapierfirma um ein Mut-
terunternehmen, kann die FMA diese Bank oder Wertpapierfirma von 
der Eigenmittelkonsolidierung ausnehmen, sofern die Bank oder Wert-
papierfirma selbst wiederum ein Tochterunternehmen eines Mutterun-
ternehmens ist und diese ihrerseits einer angemessenen Beaufsichtigung 
untersteht. 

6) Tochterunternehmen einer Bank, einer Wertpapierfirma oder einer 
Finanz-Holdinggesellschaft, die nicht in die Aufsicht auf konsolidierter 
Basis einbezogen sind, haben auf Verlangen der FMA alle Informationen 
zur Verfügung zu stellen, die zur Aufsicht über die Tochterunternehmen 
zweckdienlich sind. Dabei kommt das Verfahren gemäss Art. 41k zur 
Anwendung. 

Überschrift vor Art. 41b 

2. Zuständigkeit 
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Art. 41b 

Zuständigkeit aufgrund Zulassungserteilung 

1) Hat die FMA einer Mutterbank in einem EWR-Mitgliedstaat oder 
einer Mutterwertpapierfirma in einem EWR-Mitgliedstaat oder einer 
EWR-Mutterbank oder EWR-Mutterwertpapierfirma die Zulassung 
erteilt, ist sie für die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis zuständig. 

2) Hat die FMA einer Bank oder Wertpapierfirma die Zulassung er-
teilt, deren Mutterunternehmen eine Mutterfinanzholdinggesellschaft in 
einem EWR-Mitgliedstaat oder eine EWR-Mutterfinanzholdinggesellschaft 
ist, ist sie für die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis zuständig. 

Art. 41c 

Zuständigkeit im Zusammenhang mit Finanzholdinggesellschaften 

1) Wenn in Liechtenstein und anderen EWR-Mitgliedstaaten zugelas-
sene Banken oder Wertpapierfirmen als Mutterunternehmen dieselbe 
Mutterfinanzholdinggesellschaft in einem EWR-Mitgliedstaat oder die-
selbe EWR-Mutterfinanzholdinggesellschaft haben, ist die FMA für die 
Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis zuständig, wenn die Finanzhol-
dinggesellschaft ihren Sitz in Liechtenstein hat. 

2) Haben in Liechtenstein und anderen EWR-Mitgliedstaaten zuge-
lassene Banken oder Wertpapierfirmen als Mutterunternehmen mehr als 
eine Finanzholdinggesellschaft mit Sitz in unterschiedlichen EWR-Mit-
gliedstaaten, und befindet sich in jedem dieser EWR-Mitgliedstaaten eine 
Bank oder Wertpapierfirma, so ist die FMA für die Beaufsichtigung auf 
konsolidierter Basis zuständig, sofern sie für die Bank oder Wertpapier-
firma mit der höchsten Bilanzsumme zuständig ist. 

3) Ist eine Finanzholdinggesellschaft Mutter von mehr als einer im 
EWR zugelassenen Bank oder Wertpapierfirma, von denen keine im 
Sitzland der Finanzholdinggesellschaft zugelassen wurde, so ist die FMA 
für die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis zuständig, falls sie der 
Bank oder Wertpapierfirma mit der höchsten Bilanzsumme die Zulas-
sung erteilt hat. Diese wird für die Zwecke dieses Gesetzes als die von 
einer EWR-Mutterfinanzholdinggesellschaft kontrollierte Bank oder Wert-
papierfirma betrachtet. 

4) In Fällen, in denen die Anwendung der in den Abs. 1 bis 3 genann-
ten Kriterien für bestimmte Banken oder Wertpapierfirmen und die rela-
tive Bedeutung ihrer Geschäfte in verschiedenen Staaten unangemessen 
wäre, kann die FMA in Absprache mit den zuständigen Behörden der 
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anderen EWR-Mitgliedstaaten von diesen Kriterien abweichen und für 
die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis eine andere Behörde benen-
nen. Der EWR-Mutterbank oder EWR-Mutterwertpapierfirma, der EWR-
Mutterfinanzholdinggesellschaft oder der Bank oder Wertpapierfirma 
mit der höchsten Bilanzsumme ist vor einer solchen Entscheidung Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. 

5) Die FMA meldet dem Ständigen Ausschuss der EFTA-Staaten und 
der EFTA-Überwachungsbehörde jede im Rahmen von Abs. 4 getroffene 
Vereinbarung. 

Art. 41d 

Konsolidierungsumfang in Sonderfällen 

1) Konsolidiert eine der Aufsicht der FMA unterstehende Finanzhol-
dinggesellschaft ihre Finanzlage, so ist die FMA nicht verpflichtet, diese 
auch auf Einzelbasis zu beaufsichtigen. 

2) Wenn die zuständigen Behörden eines EWR-Mitgliedstaates eine 
Bank oder Wertpapierfirma, die ein Tochterunternehmen ist, in einem 
der in Abs. 3 genannten Fälle nicht in die Beaufsichtigung auf konsoli-
dierter Basis einbeziehen, kann die FMA, wenn sie für die Aufsicht dieses 
Tochterunternehmens zuständig ist, von dem Mutterunternehmen die 
Informationen verlangen, die ihr die Beaufsichtigung dieser Bank oder 
Wertpapierfirma erleichtern. 

3) Fälle im Sinne von Abs. 2, in denen auf den Einbezug in die Kon-
solidierung verzichtet wird, sind: 
a) das Tochterunternehmen ist nach Auffassung der zuständigen Behör-

den im Hinblick auf die Ziele der Banken- oder Wertpapierdienstleis-
tungsaufsicht nur von untergeordneter Bedeutung oder die Bilanz-
summe des betreffenden Unternehmens ist niedriger als der kleinere 
der folgenden zwei Beträge: 
1. 10 Millionen Euro; oder 
2. 1 % der Bilanzsumme des Mutterunternehmens oder des Unter-

nehmens, das die Beteiligung hält; 
b) eine Konsolidierung der Finanzlage des betreffenden Unternehmens 

wäre nach Auffassung der zuständigen Behörden in Bezug auf die 
Ziele der Banken- oder Wertpapierdienstleistungsaufsicht ungeeignet 
oder irreführend. 
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4) Die FMA kann von den Tochterunternehmen einer Bank oder 
Wertpapierfirma oder einer Finanzholdinggesellschaft, die nicht in die 
Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis einbezogen sind, die in Art. 41k 
genannten Informationen verlangen. Dabei finden die in Art. 41k vorge-
sehenen Verfahren zur Übermittlung und Nachprüfung der Informatio-
nen Anwendung. 

Überschrift vor Art. 41e 

3. Sonderaufgaben und Krisensituationen 

Art. 41e 

Sonderaufgaben 

1) Ist die FMA für die Beaufsichtigung von EWR-Mutterbanken oder 
EWR-Mutterwertpapierfirmen oder von Banken oder Wertpapierfirmen, 
die von EWR-Mutterfinanzholdinggesellschaften kontrolliert werden, 
auf konsolidierter Basis zuständig, hat sie folgende weitere Aufgaben: 
a) sie koordiniert in Normal- und Krisensituationen die Sammlung und 

Verbreitung zweckdienlicher und wesentlicher Informationen; und 
b) sie plant und koordiniert die Aufsichtstätigkeiten in Normal- und 

Krisensituationen, einschliesslich der Überprüfung der Regelungen, 
Strategien, Verfahren und Mechanismen, welche die Banken oder 
Wertpapierfirmen geschaffen haben, und bewertet deren aktuelle und 
etwaige künftige Risiken. Dabei arbeitet sie mit den anderen zustän-
digen Behörden zusammen. 

2) Wird die FMA als für die Aufsicht auf konsolidierter Basis zustän-
dige Behörde von einer EWR-Mutterbank oder EWR-Mutterwertpapier-
firma mit ihren Tochterunternehmen oder von der Gesamtheit der Toch-
terunterunternehmen einer EWR-Finanzholdinggesellschaft um Erlaub-
nis eines auf internen Ratings basierenden Ansatzes (IRB-Ansatz) oder 
eines institutsspezifischen Ansatzes (AMA) ersucht, so entscheidet sie 
nach umfassender Abstimmung mit den zuständigen Behörden anderer 
EWR-Mitgliedstaaten darüber, ob diesem Antrag stattgegeben wird und 
an welche Bedingungen die Erlaubnis gegebenenfalls geknüpft werden 
sollte. 

3) Die FMA setzt dabei alles daran, innerhalb von sechs Monaten zu 
einer Entscheidung über den Antrag zu gelangen. Diese Entscheidung 
wird dem Antragsteller zusammen mit einer vollständigen Begründung 
durch die FMA zugesandt. 
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4) Der in Abs. 3 genannte Zeitraum beginnt mit dem Datum des Ein-
gangs des vollständigen Antrags bei der FMA. Diese leitet den vollstän-
digen Antrag unverzüglich an die übrigen zuständigen Behörden weiter. 

5) Liegt innerhalb von sechs Monaten keine Entscheidung vor, so 
entscheidet die FMA, sofern sie für die Aufsicht auf konsolidierter Basis 
zuständig ist, allein über den Antrag. Diese Entscheidung wird in einem 
Dokument, das die vollständige Begründung enthält und die von den 
anderen zuständigen Behörden innerhalb des Zeitraums von sechs Mona-
ten geäusserten Standpunkte und Vorbehalte berücksichtigt, dargelegt. 
Die Entscheidung wird dem Antragsteller und den übrigen zuständigen 
Behörden durch die FMA zugeleitet. 

6) Entscheidungen gemäss den Abs. 3 und 5 von zuständigen Behör-
den anderer EWR-Mitgliedstaaten werden in Liechtenstein grundsätzlich 
angewendet. 

7) Die in den Abs. 2 bis 6 genannten Anforderungen gelten auch für 
die Anerkennung des Marktrisiko-Modellansatzes. 

Überschrift vor Art. 41f 

Aufgehoben 

Art. 41f 

Krisensituationen 

Bei Eintritt einer Krisensituation innerhalb einer Banken- oder Wert-
papierfirmengruppe, die die Stabilität und Integrität des Finanzsystems 
in einem der EWR-Länder, in dem Unternehmen der Gruppe zugelassen 
wurden, untergraben könnte, unterrichtet die FMA, soweit sie gemäss 
Art. 41b, 41c oder 41e Abs. 1 für die Beaufsichtigung auf konsolidierter 
Basis zuständig ist, so rasch wie möglich die Zentralbanken, die Schwei-
zerische Nationalbank und andere Einrichtungen mit ähnlichen Aufga-
ben in ihrer Eigenschaft als Währungsbehörden. So weit wie möglich 
nutzt die FMA bestehende Informationskanäle. 

Überschrift vor Art. 41g 

4. Koordinations- und Kooperationsregelungen 
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Art. 41g 

Vereinbarungen 

1) Um die Beaufsichtigung zu erleichtern und eine wirksame Aufsicht 
zu errichten, schliesst die FMA mit anderen im Rahmen der Aufsicht auf 
konsolidierter Basis zuständigen Behörden der EWR-Mitgliedstaaten 
schriftliche Koordinierungs- und Kooperationsvereinbarungen ab. 

2) Im Rahmen dieser Vereinbarungen können der für die Beaufsichti-
gung auf konsolidierter Basis zuständigen Behörde zusätzliche Aufgaben 
übertragen und Verfahren für die Beschlussfassung und die Zusammen-
arbeit mit anderen zuständigen Behörden festgelegt werden. 

3) Ist die FMA für die Zulassung eines Tochterunternehmens eines 
Mutterunternehmens, das eine Bank oder Wertpapierfirma ist, zuständig, 
so kann sie ihre Verantwortung für die Beaufsichtigung durch bilaterale 
Übereinkunft auf die zuständigen Behörden, die das Mutterunternehmen 
zugelassen haben und beaufsichtigen, übertragen, damit diese die Beauf-
sichtigung des Tochterunternehmens übernehmen. Der Ständige Aus-
schuss der EFTA-Staaten und die EFTA-Überwachungsbehörde werden 
über das Bestehen und den Inhalt derartiger Übereinkünfte unterrichtet. 

Art. 41h 

Kooperation 

1) Die FMA arbeitet mit den anderen zuständigen Behörden eng zu-
sammen. Zu diesem Zweck übermittelt die FMA auf Verlangen alle 
zweckdienlichen Informationen und legt auf eigene Initiative alle wesent-
lichen Informationen vor. 

2) Informationen gemäss Abs. 1 gelten als wesentlich, wenn sie die 
Beurteilung der finanziellen Solidität einer Bank, Wertpapierfirma oder 
eines Finanzinstituts in einem anderen EWR-Mitgliedstaat wesentlich 
beeinflussen könnten. 

3) Insbesondere übermittelt die FMA, falls sie für die Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis von EWR-Mutterbanken oder EWR-Mutter-
wertpapierfirmen oder Banken oder Wertpapierfirmen, die von EWR-
Mutterfinanzholdinggesellschaften kontrolliert werden, zuständig ist, 
den zuständigen Behörden in anderen EWR-Mitgliedstaaten, die die 
Töchter dieser Mutterunternehmen beaufsichtigen, alle zweckdienlichen 
Informationen. Bei der Bestimmung des Umfangs der Informations-
übermittlung ist der Bedeutung dieser Tochterunternehmen für das Fi-
nanzsystem der betreffenden EWR-Mitgliedstaaten Rechnung getragen. 
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4) Die in Abs. 1 genannten wesentlichen Informationen umfassen 
insbesondere Folgendes: 
a) Offenlegung der Gruppenstruktur aller grösseren Banken oder Wert-

papierfirmen einer Gruppe (mit allen grösseren in dieser Gruppe ver-
tretenen Banken oder Wertpapierfirmen) und Nennung der für diese 
Banken oder Wertpapierfirmen zuständigen Behörden; 

b) Angabe der Verfahren, nach denen bei den Banken oder Wertpapier-
firmen einer Gruppe Informationen gesammelt und diese Informatio-
nen überprüft werden; 

c) ungünstige Entwicklungen bei Banken oder Wertpapierfirmen oder 
anderen Unternehmen einer Gruppe, die den Banken oder Wertpa-
pierfirmen ernsthaft schaden könnten; und 

d) grössere Sanktionen und aussergewöhnliche Massnahmen, welche die 
FMA aufgrund dieses Gesetzes getroffen hat, einschliesslich der Ver-
hängung einer zusätzlichen Eigenkapitalanforderung nach Art. 35 
Abs. 4a und einer etwaigen Beschränkung der Möglichkeit der Be-
rechnung der Eigenkapitalanforderungen mittels eines fortgeschritte-
nen Messansatzes (AMA). 

5) Ist die FMA für die Beaufsichtigung einer von einer EWR-
Mutterbank oder EWR-Mutterwertpapierfirma kontrollierten Bank oder 
Wertpapierfirma zuständig, setzt sie sich wann immer möglich mit der 
für die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis zuständigen Behörde in 
Verbindung, wenn sie Informationen über die Umsetzung von Ansätzen 
und Methoden benötigt und jene zuständige Behörde bereits über diese 
verfügen könnte. 

6) Die FMA konsultiert die anderen zuständigen Behörden von 
EWR-Mitgliedstaaten, bevor sie eine Entscheidung fällt, die für die Auf-
sichtstätigkeiten einer anderen zuständigen Behörde von Bedeutung ist, 
in Bezug auf folgende Punkte: 
a) Änderungen in der Aktionärs-, Organisations- oder Führungsstruk-

tur der Banken oder Wertpapierfirmen einer Gruppe, die von den zu-
ständigen Behörden gebilligt oder zugelassen werden müssen; und 

b) grössere Sanktionen oder aussergewöhnliche Massnahmen einschliess-
lich der Verhängung einer zusätzlichen Eigenkapitalanforderung nach 
Art. 35 Abs. 4a und einer etwaigen Beschränkung der Möglichkeit der 
Berechnung der Eigenkapitalanforderungen mittels eines fortgeschrit-
tenen Messansatzes (AMA). 
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7) Bei der Anwendung von Abs. 6 Bst. b wird stets die für die Beauf-
sichtigung auf konsolidierter Basis zuständige Behörde konsultiert. In 
Notfällen oder in Fällen, in denen eine solche Konsultation die Wirk-
samkeit der Entscheidung in Frage stellen könnte, kann die FMA be-
schliessen, von einer Konsultation abzusehen. In diesem Fall setzt die 
FMA die anderen zuständigen Behörden unverzüglich davon in Kenntnis. 

Überschrift vor Art. 41i 

5. Führung von Finanzholdinggesellschaften 

Art. 41i 

Anforderungen 

Personen, die die Geschäfte einer Finanzholdinggesellschaft tatsäch-
lich führen, müssen über einen ausreichend guten Leumund sowie über 
ausreichende Erfahrung für diese Aufgaben verfügen. 

Überschrift vor Art. 41k 

6. Gemischte Unternehmen 

Art. 41k 

Allgemeine Kontrolle gegenüber gemischten Unternehmen 

1) Handelt es sich bei dem Mutterunternehmen einer oder mehrerer 
Banken oder Wertpapierfirmen um ein gemischtes Unternehmen, kann 
die FMA, sofern sie diesen Banken oder Wertpapierfirmen die Zulassung 
erteilt hat oder für deren Beaufsichtigung zuständig ist, von dem ge-
mischten Unternehmen und seinen Tochterunternehmen entweder da-
durch, dass sie sich unmittelbar an sie wendet, oder über die Tochterun-
ternehmen in Form von Banken oder Wertpapierfirmen alle Informatio-
nen verlangen, die zur Beaufsichtigung der Tochterunternehmen in Form 
von Banken oder Wertpapierfirmen zweckdienlich sind. 

2) Die FMA kann die von den gemischten Unternehmen und ihren 
Tochterunternehmen erhaltenen Informationen vor Ort nachprüfen oder 
von externen Prüfern nachprüfen lassen. Ist das gemischte Unternehmen 
oder eines seiner Tochterunternehmen ein Versicherungsunternehmen, 
so kann auch auf das Verfahren des Art. 41n zurückgegriffen werden. 
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Hat das gemischte Unternehmen oder eines seiner Tochterunternehmen 
einen Sitz in einem anderen EWR-Mitgliedstaat als dem, in dem das 
Tochterunternehmen in Form einer Bank oder Wertpapierfirma ansässig 
ist, so gilt für die Nachprüfung der Angaben vor Ort das Verfahren des 
Art. 41o. 

Art. 41l 

Transaktionskontrolle gegenüber gemischten Unternehmen 

Die FMA schreibt den Banken oder Wertpapierfirmen ein angemes-
senes Risikomanagement und angemessene interne Kontrollmechanis-
men, einschliesslich eines ordnungsgemässen Berichtswesens und ord-
nungsgemässer Rechnungslegungsverfahren, vor, damit die Transaktio-
nen mit dem Mutterunternehmen, d. h. dem gemischten Unternehmen, 
und deren Tochterunternehmen angemessen ermittelt, quantifiziert, 
überwacht und kontrolliert werden können. Weiters schreibt die FMA 
den Banken oder Wertpapierfirmen vor, über die Meldung betreffend 
Klumpenrisiken hinaus, jede weitere bedeutende Transaktion mit diesen 
Unternehmen zu melden. Diese Verfahren und bedeutenden Transaktio-
nen werden von der FMA überwacht. Gefährden solche gruppeninternen 
Transaktionen die Finanzlage einer Bank oder Wertpapierfirma, leitet die 
FMA angemessene Massnahmen ein. 

Überschrift vor Art. 41m 

7. Informationsaustausch 

Art. 41m 

Grundsätze 

1) Die FMA teilt den zuständigen Behörden anderer EWR-Mitglied-
staaten alle Informationen mit, die geeignet sind, die Erfüllung ihrer 
Aufgabe zu erleichtern und eine Beaufsichtigung der Tätigkeit und der 
finanziellen Situation aller Unternehmen, die ihrer Aufsicht unterliegen, 
zu ermöglichen, wenn: 
a) dadurch die Souveränität, Sicherheit, öffentliche Ordnung oder andere 

wesentliche Landesinteressen Liechtensteins nicht verletzt werden; 
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b) die Empfänger bzw. die beschäftigten und beauftragten Personen der 
zuständigen Behörden einer den Art. 31a gleichwertigen Geheimnis-
pflicht unterstehen; 

c) gewährleistet ist, dass die mitgeteilten Informationen nur für finanz-
marktaufsichtsrechtliche Belange, insbesondere die Aufsicht über 
Banken, Wertpapierfirmen oder geregelte Märkte verwendet werden. 

2) Der Austausch von Informationen, die für die Beaufsichtigung auf 
konsolidierter Basis zweckdienlich sind, zwischen der konsolidierten 
Aufsicht unterliegenden Konzerngesellschaften ist zulässig. 

Art. 41n 

Spezialfälle 

1) Falls das Mutterunternehmen und eine oder mehrere Banken oder 
Wertpapierfirmen, die Tochterunternehmen sind, sich in verschiedenen 
EWR-Mitgliedstaaten befinden, übermittelt die FMA den zuständigen 
Behörden jedes EWR-Mitgliedstaates die Informationen, die zweckdien-
lich sind, um die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis zu ermöglichen 
oder zu erleichtern. 

2) Falls die FMA als für ein Mutterunternehmen mit Sitz in Liechten-
stein zuständige Behörde die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis 
nicht selbst durchführt, kann sie auf Gesuch der für die Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis zuständigen Behörde des EWR-Mitgliedstaates 
vom Mutterunternehmen die Informationen, die für die Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis zweckdienlich sind, verlangen und an diese Be-
hörde weiterleiten. 

3) Alleine die Beschaffung oder der Besitz von Informationen gemäss 
Abs. 2 im Falle von Finanzholdinggesellschaften, Finanzinstituten oder 
Anbietern von Nebendienstleistungen bedeutet nicht, dass die FMA 
diese Institute oder Unternehmen auf der Basis der Einzelbetrachtung zu 
beaufsichtigen hat. 

4) Die FMA kann die in Art. 41k genannten Informationen austau-
schen, wobei die Beschaffung oder der Besitz von Informationen nicht 
bedeutet, dass die FMA eine Aufsichtsfunktion über dieses gemischte 
Unternehmen und seine Tochterunternehmen, die keine Banken oder 
Wertpapierfirmen sind, oder über die in 41d Abs. 4 genannten Tochter-
unternehmen ausübt. 
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5) Wenn eine Bank, eine Wertpapierfirma, eine Finanzholdinggesell-
schaft oder ein gemischtes Unternehmen ein oder mehrere Tochterun-
ternehmen kontrolliert, bei denen es sich um Versicherungsunternehmen 
oder einer Zulassung unterworfene Wertpapierdienstleistungsunterneh-
men handelt, arbeiten die FMA und die mit der amtlichen Beaufsichti-
gung der Versicherungsunternehmen oder der Wertpapierdienstleis-
tungsunternehmen betrauten Behörden eng zusammen. 

6) Wenn in einer Gruppe, welcher keine Banken angehören, eine 
Wertpapierfirma, eine Finanzholdinggesellschaft oder ein gemischtes 
Unternehmen ein oder mehrere Tochterunternehmen kontrolliert, bei 
denen es sich um Versicherungsunternehmen handelt, arbeiten die FMA 
und die mit der amtlichen Beaufsichtigung der Versicherungsunterneh-
men betrauten Behörden eng zusammen. 

Art. 41o 

Nachprüfung 

1) Wird die FMA von einer anderen zuständigen Behörde eines 
EWR-Mitgliedstaates im Rahmen der Beaufsichtigung auf konsolidierter 
Basis hinsichtlich einer Bank, einer Wertpapierfirma, einer Finanzhol-
dinggesellschaft, eines Anbieters von Nebendienstleistungen, eines ge-
mischten Unternehmens, einer Tochtergesellschaft gemäss Art. 41k oder 
einer Tochtergesellschaft gemäss Art. 41d Abs. 4 mit Sitz in Liechtenstein 
um eine Nachprüfung ersucht, nimmt sie die Nachprüfung entweder 
selbst vor, ermächtigt die ersuchende Behörde zu ihrer Durchführung 
oder gestattet, dass die Nachprüfung von einem Wirtschaftsprüfer oder 
Sachverständigen durchgeführt wird. Die ersuchende Behörde kann auf 
Wunsch bei der Nachprüfung zugegen sein, wenn die FMA diese nicht 
selbst vornimmt. Art. 41m gilt sinngemäss. 

2) Die FMA kann, wenn sie Informationen über Institute im Sinne 
von Abs. 1 mit Sitz in einem anderen EWR-Mitgliedstaat nachprüfen 
will, die zuständige Behörde des entsprechenden EWR-Mitgliedstaates 
um Nachprüfung ersuchen. 

Überschrift vor Art. 41p 

8. Massnahmen gegen Finanzholdinggesellschaften und gemischte  
Unternehmen 
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Art. 41p 

Grundsatz 

1) Die FMA ergreift gegen Finanzholdinggesellschaften und gemischte 
Unternehmen oder deren verantwortliche Geschäftsleiter, die gegen die 
Art. 41a bis 41o verstossen, die notwendigen Massnahmen. 

2) Die FMA arbeitet dabei mit anderen zuständigen Behörden eng 
zusammen. 

Überschrift vor Art. 41q 

9. Verhältnis zu Drittstaaten 

Art. 41q 

Grundsatz 

1) Unterliegt eine Bank oder Wertpapierfirma, deren Mutterunter-
nehmen eine Bank oder Wertpapierfirma oder eine Finanzholdinggesell-
schaft mit Sitz in einem Drittland ist, nicht der Beaufsichtigung auf kon-
solidierter Basis gemäss den Art. 41c und 41d, so überprüft die FMA 
zusammen mit den anderen von dieser Unternehmenskonstellation be-
troffenen zuständigen Behörden der EWR-Mitgliedstaaten, ob die Bank 
oder Wertpapierfirma von der zuständigen Drittlandsbehörde auf konso-
lidierter Basis beaufsichtigt wird und diese Aufsicht den Grundsätzen 
dieses Gesetzes entspricht. 

2) Die FMA nimmt diese Überprüfung auf Wunsch des Mutterunter-
nehmens oder eines der im Europäischen Wirtschaftsraum zugelassenen 
beaufsichtigten Unternehmens oder von sich aus vor, soweit sie nach 
Abs. 4 für die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis zuständig wäre. 
Sie konsultiert die anderen jeweils zuständigen Behörden. 

3) Bei der Überprüfung gemäss Abs. 1 berücksichtigt die FMA die 
Orientierungen des Europäischen Bankenausschusses. Zu diesem Zweck 
konsultiert sie den Ausschuss, bevor sie entscheidet. 

4) Findet keine oder keine gleichwertige Beaufsichtigung statt, wen-
det die FMA die Bestimmungen dieses Gesetzes sinngemäss auf die ent-
sprechende Bank oder Wertpapierfirma an. Stattdessen kann die FMA 
auch zu angemessenen anderen Aufsichtstechniken greifen, soweit diese 
die Erreichung der mit der Beaufsichtigung von Banken und Wertpapier-
firmen auf konsolidierter Basis verfolgten Ziele gewährleisten. 
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5) Die für die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis zuständige 
Behörde muss den in Abs. 4 erwähnten Aufsichtstechniken nach Anhö-
rung der beteiligten zuständigen Behörden des EWR zugestimmt haben. 

6) Die FMA kann, in Absprache mit den anderen zuständigen Behör-
den der EWR-Mitgliedstaaten, insbesondere verlangen, dass eine Finanz-
holdinggesellschaft mit Sitz im Europäischen Wirtschaftsraum gegründet 
wird, und die Bestimmungen über die Beaufsichtigung auf konsolidierter 
Basis auf den konsolidierten Abschluss dieser Finanzholdingesellschaft 
anwenden. 

7) Die Aufsichtstechniken werden den anderen jeweils zuständigen 
Behörden der EWR-Mitgliedstaaten, dem Ständigen Ausschuss der EFTA-
Staaten und der EFTA-Überwachungsbehörde mitgeteilt. 

8) Im Rahmen der Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis gelten für 
die Zusammenarbeit mit zuständigen Behörden von Drittstaaten die 
Art. 41m und 41o sinngemäss. 

Überschrift vor Art. 41r 

IVa. Kapitalherabsetzung 

Art. 41r 

Kapitalrückzahlung 

1) Für Banken und Wertpapierfirmen gelten für die Herabsetzung des 
Aktienkapitals durch Rückzahlung von Aktien die Bestimmungen des 
Personen- und Gesellschaftsrechts unter Vorbehalt folgender Vorschrif-
ten. Diese Vorschriften gelten sinngemäss auch für Banken und Wertpa-
pierfirmen, die nicht in der Rechtsform der Aktiengesellschaft errichtet 
wurden. 

2) Beabsichtigt eine Bank oder Wertpapierfirma ihr Aktienkapital 
herabzusetzen, ohne es gleichzeitig bis zur bisherigen Höhe durch neues, 
voll einzubezahlendes Kapital zu ersetzen, so hat die Generalversamm-
lung eine entsprechende Änderung der Statuten zu beschliessen. Dieser 
Beschluss ist mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der vertretenen Stim-
men zu fällen. 
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3) Die Generalversammlung darf die Kapitalherabsetzung nur be-
schliessen, wenn durch besonderen Revisionsbericht der bankengesetzli-
chen Revisionsstelle festgestellt ist, dass die Forderungen der Gläubiger 
trotz der Herabsetzung des Aktienkapitals voll gedeckt sind und die 
Liquidität gesichert ist. 

4) Der Herabsetzungsbeschluss ist einmal in den amtlichen Publika-
tionsorganen und überdies in der in den Statuten vorgesehenen Form zu 
veröffentlichen. Es ist den Gläubigern bekannt zu geben, dass sie binnen 
zwei Monaten, von der Bekanntmachung an gerechnet, unter Anmeldung 
ihrer Forderungen Befriedigung oder Sicherstellung verlangen können. 

5) Die Kapitalherabsetzung darf durchgeführt werden nach Ablauf 
von zwei Monaten von dem Tag an gerechnet, an dem der Beschluss mit 
der Aufforderung zur Anmeldung der Ansprüche bekannt gemacht wor-
den ist, und nachdem diejenigen Gläubiger, die innert dieser Frist ihre 
Ansprüche anmelden, ausbezahlt oder sichergestellt worden sind. 

6) Den Gläubigern, deren Forderungen begründet wurden, bevor der 
Beschluss bekannt gemacht worden ist, muss, wenn sie sich binnen zwei 
Monaten nach der dritten Bekanntmachung zu diesem Zweck melden, 
Sicherheit geleistet werden, soweit sie nicht Befriedigung verlangen kön-
nen. Die Gläubiger sind in der Bekanntmachung auf dieses Recht hinzu-
weisen. Das Recht, Sicherheit zu verlangen, steht Gläubigern nicht zu, 
die schon angemessene Sicherheiten haben oder wenn diese in Anbet-
racht des Gesellschaftsvermögens nicht notwendig sind. 

7) Zahlungen an die Aktionäre dürfen nur aufgrund der Herabset-
zung des Grundkapitals erst nach Ablauf der den Gläubigern gesetzten 
Frist und nach Befriedigung oder Sicherstellung der angemeldeten Gläu-
biger geleistet werden. Auch eine Befreiung der Aktionäre von der Ver-
pflichtung zur Leistung von Einlagen wird nicht vor dem bezeichneten 
Zeitpunkt und nicht vor Befriedigung oder Sicherstellung der Gläubiger 
wirksam, die sich rechtzeitig gemeldet haben. 

8) Ein aus der Kapitalherabsetzung allfällig sich ergebender Buchge-
winn ist den Kapitalreserven zuzuweisen. 

9) In keinem Fall darf bei Banken oder bei Wertpapierfirmen das 
Grundkapital unter den Betrag des jeweiligen Anfangskapitals (Art. 24) 
herabgesetzt werden. 
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Art. 60n Abs. 1 

1) Hat eine Bank mit Sitz ausserhalb des Europäischen Wirtschafts-
raums in zumindest zwei EWR-Mitgliedstaaten Zweigstellen, so hat das 
Landgericht von der Entscheidung über die Bewilligung der Stundung 
bzw. Nachlassstundung oder von der Entscheidung über die Konkurser-
öffnung sowie den konkreten Wirkungen der jeweiligen Entscheidung 
unverzüglich auch die FMA zu verständigen. Die FMA hat von dieser 
Entscheidung und vom Entzug der Bewilligung unverzüglich die zustän-
digen Behörden der anderen Aufnahmemitgliedstaaten, in denen die 
Bank Zweigstellen errichtet hat und die in der jährlich im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlichten Liste gemäss Art. 14 der Richtlinie 
2006/48/EG angeführt sind, zu unterrichten. 

Art. 60t 

Recht der gelegenen Sache 

Für die Ausübung von Eigentumsrechten oder anderen Rechten an 
Finanzinstrumenten, deren Existenz oder Übertragung ihre Eintragung 
in ein in einem EWR-Mitgliedstaat geführtes Register oder Konto oder 
bei einer zentralen Verwahrstelle voraussetzt, ist das Recht des Staates 
massgebend, in dem sich das Register, das Konto bzw. die zentrale Ver-
wahrstelle befindet, in dem bzw. bei der die betreffenden Rechte einge-
tragen wurden. 

Art. 60w Abs. 1 

1) Unbeschadet des Art. 60t ist für Transaktionen im Rahmen eines 
geregelten Marktes das Recht des Staates massgebend, das auf derartige 
Transaktionen anzuwenden ist. 

Art. 60y Bst. c 
c) Finanzinstrumente; 

Überschrift vor Art. 61 

VI. Verfahren, Rechtsmittel und aussergerichtliche Streitbeilegung 
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Art. 62 Abs. 1a und 3 

1a) Wird über einen Antrag auf Erteilung einer Bewilligung als Bank 
oder Wertpapierfirma, der alle erforderlichen Angaben enthält, nicht 
binnen sechs Monaten nach seinem Eingang entschieden, kann Be-
schwerde bei der FMA-Beschwerdekommission erhoben werden. 

3) Im Interesse und/oder auf Initiative der Kunden stehen dem Amt 
für Handel und Transport sämtliche Rechtsmittel und -behelfe zur Ver-
fügung, um dafür zu sorgen, dass die Vorschriften über die Erbringung 
von Wertpapierdienstleistungen angewandt werden. 

Art. 62a 

Aussergerichtliche Schlichtungsstelle 

1) Zur Beilegung von Streitfällen zwischen Kunden und Banken, Fi-
nanzinstituten oder Wertpapierfirmen über die erbrachten Wertpapier-
dienstleistungen bestimmt die Regierung mit Verordnung eine Schlich-
tungsstelle. 

2) Die Schlichtungsstelle hat zur Aufgabe, im Streitfall zwischen den 
Parteien auf geeignete Weise zu vermitteln und auf diese Weise eine Eini-
gung zwischen den Parteien herbeizuführen. 

3) Kann keine Einigung zwischen den Parteien erzielt werden, so sind 
sie auf den ordentlichen Rechtsweg zu verweisen. 

4) Die Regierung regelt das Nähere, insbesondere die organisatori-
sche Ausgestaltung, die Zusammensetzung und das Verfahren, mit Ver-
ordnung. 

Art. 63 Abs. 1 Einleitungssatz, Bst. a, e und f, Abs. 2 Einleitungssatz, Bst. b 
und g bis l, Abs. 3 Einleitungssatz, Bst. d und g bis l sowie Abs. 5 bis 7 

1) Vom Landgericht wird wegen Vergehen mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen bestraft: 
a) wer als Organmitglied und Mitarbeiter sowie sonst für eine Bank 

oder Wertpapierfirma tätige Person, als Revisor sowie als Mitglied 
der FMA-Beschwerdekommission oder Mitarbeiter oder Beauftragter 
der FMA die Pflicht zur Geheimhaltung verletzt oder wer hiezu ver-
leitet oder zu verleiten sucht; 
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e) wer eine Zweigstelle einer Bank, eines Finanzinstituts oder einer 
Wertpapierfirma betreibt, bevor die Voraussetzungen von Art. 30d 
erfüllt sind; 

f) Aufgehoben 

2) Vom Landgericht wird wegen Vergehen mit einer Freiheitsstrafe 
bis zu sechs Monaten oder mit einer Geldstrafe bis 180 Tagessätzen be-
straft: 
b) wer verbotswidrig Bezeichnungen verwendet, die eine Tätigkeit als 

Bank oder als Wertpapierfirma vermuten lassen; 
g) wer als Revisor seine Pflichten grob verletzt, insbesondere im Revi-

sionsbericht unwahre Angaben macht oder wesentliche Tatsachen 
verschweigt oder eine vorgeschriebene Aufforderung an die Bank oder 
Wertpapierfirma unterlässt oder vorgeschriebene Berichte und Mel-
dungen nicht erstattet; 

h) wer im Wege des freien Dienstleistungsverkehrs tätig wird, bevor die 
Voraussetzungen von Art. 30e erfüllt sind; 

i) wer ohne Beachtung der Auflagen im Sinne von Art. 14a die Daten-
verarbeitung ins Ausland auslagert; 

k) wer in den periodischen Berichten oder Meldungen falsche Angaben 
macht oder wesentliche Tatsachen verschweigt; 

l) wer keine angemessene Eigenmittelunterlegung nach Art. 4 aufweist. 

3) Von der FMA wird wegen Übertretung mit Busse bis zu 100 000 
Franken bestraft: 
d) wer die vorgeschriebenen Meldungen an die FMA nicht vorschrifts-

mässig oder verspätet erstattet; 
g) wer die Wohlverhaltensregeln (Art. 8a bis 8h) und die von der FMA 

für verbindlich erklärten Standesrichtlinien nicht einhält; 
h) wer keine wirksamen organisatorischen und verwaltungsmässigen 

Vorkehrungen zur Verhinderung der negativen Beeinflussung von 
Kundeninteressen durch Interessenkonflikte trifft oder beibehält; 

i) wer seine Verpflichtungen bei der Heranziehung von vertraglich 
gebundenen Vermittlern verletzt; 

k) wer seine Verpflichtungen als vertraglich gebundener Vermittler ver-
letzt; oder 

l) wer einer rechtskräftigen Verfügung der FMA nicht nachkommt. 

5) Im Übrigen findet der allgemeine Teil des Strafgesetzbuches sinn-
gemäss Anwendung. 
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6) Die FMA kann die Verhängung von rechtskräftigen Strafen und 
Bussen bekannt machen, sofern dies den Zweck dieses Gesetzes verwirk-
licht und verhältnismässig ist. 

7) Ein Schuldspruch nach diesem Artikel ist mit Bezug auf die Beur-
teilung der Schuld und der Widerrechtlichkeit sowie die Bestimmung des 
Schadens für den Zivilrichter nicht verbindlich. 

Art. 67 

Durchführungsverordnungen 

Die Regierung erlässt die zur Durchführung dieses Gesetzes notwen-
digen Verordnungen. 
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Anhang 1 
(Art. 3a Abs. 1 Ziff. 28 bis 30) 

Kundenklassen 

1. Geeignete Gegenparteien 

1) Als geeignete Gegenpartei sind per se und in Bezug auf alle 
Wertpapierdienstleistungen und Nebendienstleistungen anzusehen: 
a) Kunden gemäss Ziff. 2 Abs. 1 Bst. a bis c; sowie 
b) Unternehmen, deren Wertpapierdienstleistung und/oder Anlage-

tätigkeit ausschliesslich darin besteht, für eigene Rechnung auf Fi-
nanztermin- oder Optionsmärkten oder sonstigen Derivatemärk-
ten und auf Kassamärkten nur zur Absicherung von Positionen 
auf Derivatemärkten tätig zu werden oder für Rechnung anderer 
Mitglieder dieser Märkte tätig zu werden oder für diese einen 
Preis zu machen, und die durch eine Garantie von Clearingmit-
gliedern der gleichen Märkte abgedeckt sind; die Verantwortung 
für die Erfüllung der von solchen Firmen abgeschlossenen Ge-
schäfte wird von Clearingmitgliedern der gleichen Märkte über-
nommen. 

2) Unternehmen nach Ziff. 2 Abs. 2, die zwei der drei in Ziff. 2 
Abs. 1 Bst. b genannten Bedingungen erfüllen, können beantragen, als 
geeignete Gegenparteien zu gelten. Sie gelten nur in Bezug auf dieje-
nigen Wertpapierdienstleistungen und Nebendienstleistungen, für die 
sie auch als professionelle Kunden behandelt werden können, als ge-
eignete Gegenpartei. 

2. Professionelle Kunden 

1) Als professionelle Kunden sind per se und in Bezug auf alle 
Wertpapierdienstleistungen, Nebendienstleistungen und Finanzinstru-
mente anzusehen: 
a) Rechtspersönlichkeiten, die zugelassen sein oder unter Aufsicht 

stehen müssen, um auf den Finanzmärkten tätig werden zu können, 
namentlich: 
aa) Banken und Finanzinstitute; 
bb) Wertpapierfirmen und Vermögensverwaltungsgesellschaften; 
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cc) sonstige Institute der Finanzbranche, namentlich vertraglich 
gebundene Vermittler, die für eigene Rechnung handeln; 

dd) Versicherungsunternehmen; 
ee) Investmentunternehmen und ihre Verwaltungsgesellschaften; 
ff) Pensionsfonds und ihre Verwaltungsgesellschaften; 
gg) Warenhändler und Warenderivate-Händler; oder 
hh) sonstige institutionelle Anleger; 

b) grosse Unternehmen, die auf Unternehmensebene zwei der nach-
folgenden Anforderungen erfüllen: 
aa) Bilanzsumme: Gegenwert von 20 000 000 Euro; 
bb) Nettoumsatz: Gegenwert von 40 000 000 Euro; 
cc) Eigenmittel: Gegenwert von 2 000 000 Euro; 

c) Regierungen, Gemeinden, Stellen der staatlichen Schuldenverwal-
tung, Zentralbanken, internationale und supranationale Einrich-
tungen wie die Weltbank, der IWF, die EZB, die EIB und andere 
vergleichbare internationale Organisationen; 

d) andere institutionelle Anleger, deren Haupttätigkeit in der Anlage 
in Finanzinstrumenten besteht, einschliesslich Einrichtungen, die 
die wertpapiermässige Verbriefung von Verbindlichkeiten und 
andere Finanzierungsgeschäfte betreiben. 

2) Personen, die nach Massgabe der zu diesem Gesetz erlassenen 
Durchführungsvorschriften eine Einstufung und Behandlung als profes-
sioneller Kunde beantragt haben, sind lediglich in Bezug auf die bean-
tragten Wertpapierdienstleistungen, Nebendienstleistungen und Finanz-
instrumente als professionelle Kunden anzusehen. 

3. Nichtprofessionelle Kunden 

Als nichtprofessionelle Kunden gelten alle Kunden, die weder geeig-
nete Gegenpartei noch professioneller Kunde sind. 
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Anhang 2 
(Art. 3 Abs. 3 und 4 sowie Art. 3a Abs. 1 Ziff. 32) 

Wertpapierdienstleistungen, Nebendienstleistungen 
und Finanzinstrumente 

Abschnitt A 

Wertpapierdienstleistungen 

1) Wertpapierdienstleistungen sind folgende Tätigkeiten, die sich auf 
ein oder mehrere Finanzinstrument(e) nach Abschnitt C beziehen: 
1. Annahme und Übermittlung von Aufträgen; 
2. Ausführung von Aufträgen; 
3. Handel auf eigene Rechnung: Handel mit Finanzinstrumenten für 

eigene Rechnung, sofern und soweit er von Banken und Wertpapier-
firmen oder als Market Making ausgeübt wird oder wenn in organi-
sierter und systematischer Weise häufig für eigene Rechnung ausser-
halb eines geregelten Marktes oder eines multilateralen Handelssys-
tems gehandelt wird, indem ein für Dritte zugängliches System be-
trieben wird, das dem Abschluss von Verträgen über Finanzinstru-
mente dient. 

4. Portfolio-Verwaltung: Verwaltung von Portfolios auf Einzelkunden-
basis mit einem Ermessensspielraum im Rahmen eines Mandats des 
Kunden, sofern diese Portfolios ein oder mehrere Finanzinstrumente 
enthalten; 

5. Anlageberatung im Sinne einer persönlich an einen Anleger oder 
potentiellen Anleger oder dessen Beauftragten gerichteten, nicht aus-
schliesslich öffentlich oder über Informationskanäle verbreiteten 
Empfehlung, die den Kauf, Verkauf, Tausch, die Zeichnung, die 
Rückgabe, die Übernahme oder das Halten eines Finanzinstruments 
oder die Ausübung bzw. Nichtausübung eines mit einem bestimmten 
Finanzinstruments verbundenen Rechts zu Kauf, Verkauf, Tausch, 
Zeichnung oder Rückgabe eines Finanzinstruments zum Gegenstand; 

6. Übernahme der Emission von Finanzinstrumenten und/oder Platzie-
rung von Finanzinstrumenten mit fester Übernahmeverpflichtung; 
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7. Platzierung von Finanzinstrumenten ohne feste Übernahmeverpflich-
tung; 

8. Betrieb eines multilateralen Handelssystems. 

2) Keine Wertpapierdienstleistungen stellen die in Art. 2 und 3 der 
Richtlinie 2004/39/EG genannten Tätigkeiten dar. 

Abschnitt B 

Nebendienstleistungen 

1. Verwahrung und Verwaltung von Finanzinstrumenten für Rechnung 
von Kunden, einschliesslich der Depotverwahrung und verbundener 
Dienstleistungen wie Cash-Management oder Sicherheitenverwal-
tung; 

2. Gewährung von Krediten oder Darlehen an Anleger für die Durch-
führung von Geschäften mit einem oder mehreren Finanzinstrumen-
ten, sofern das kredit- oder darlehensgewährende Unternehmen an 
diesen Geschäften beteiligt ist; 

3. Beratung von Unternehmen hinsichtlich der Kapitalstrukturierung, 
der branchenspezifischen Strategie und damit zusammenhängender 
Fragen sowie Beratung und Dienstleistungen bei Unternehmensfu-
sionen und -aufkäufen; 

4. Devisengeschäfte, wenn diese im Zusammenhang mit der Erbringung 
von Wertpapierdienstleistungen stehen; 

5. Wertpapier- und Finanzanalyse oder sonstige Formen allgemeiner 
Empfehlungen, die Geschäfte mit Finanzinstrumenten betreffen; 

6. Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Übernahme von Emissio-
nen; 

7. Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten sowie Neben-
dienstleistungen des in diesem Anhang Abschnitt A und B enthalte-
nen Typs betreffend den Basiswert der in Abschnitt C Ziff. 5, 6, 7 
und 10 enthaltenen Derivate, wenn diese mit der Bereitstellung von 
Wertpapierdienstleistungen oder von Nebendienstleistungen im Zu-
sammenhang stehen. 



65 

Abschnitt C 

Finanzinstrumente 

1. Übertragbare Wertpapiere aller Gattungen, die auf dem Kapital-
markt gehandelt werden, wie 
a) Aktien und andere, den Aktien oder Anteilen an Gesellschaften, 

Personengesellschaften oder anderen Rechtspersönlichkeiten 
gleichzustellende Wertpapiere, einschliesslich Zertifikaten (Hin-
terlegungsscheine) für solche Wertpapiere; 

b) Schuldverschreibungen oder andere verbriefte Schuldtitel, ein-
schliesslich Zertifikaten (Hinterlegungsscheine) für solche Wert-
papiere; 

c) alle sonstigen Wertpapiere, die zum Kauf oder Verkauf von 
Wertpapieren berechtigen oder zu einer Barzahlung führen, die 
anhand von übertragbaren Wertpapieren, Währungen, Zinssätzen 
oder -erträgen oder anderen Indizes und Messgrössen bestimmt 
werden; 

2. Geldmarktinstrumente, die üblicherweise auf dem Geldmarkt ge-
handelt werden, wie Schatzanweisungen, Einlagenzertifikate und 
Commercial Papers, mit Ausnahme von Zahlungsinstrumenten; 

3. Anteile an Investmentunternehmen (Anteile an Organismen für ge-
meinsame Anlagen; OGA); 

4. Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps, ausserbörsliche Zins-
termingeschäfte (Forward Rate Agreements) und alle anderen Deri-
vatkontrakte in Bezug auf Wertpapiere, Währungen, Zinssätze oder 
Zinserträge oder andere Derivat-Instrumente, finanzielle Indizes oder 
Messgrössen, die effektiv geliefert oder bar abgerechnet werden kön-
nen; 

5. Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps, ausserbörsliche Zins-
termingeschäfte (Forward Rate Agreements) und alle anderen Deri-
vatkontrakte in Bezug auf Waren, die bar abgerechnet werden müs-
sen oder auf Wunsch einer der Parteien (anders als wegen eines ver-
traglich festgelegten Beendigungsgrundes) bar abgerechnet werden 
können; 

6. Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps und alle anderen Deri-
vatkontrakte in Bezug auf Waren, die effektiv geliefert werden kön-
nen, vorausgesetzt, sie werden an einem geregelten Markt und/oder 
über ein multilaterales Handelssystem gehandelt; 
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7. Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps, Termingeschäfte (For-
wards) und alle anderen Derivatkontrakte in Bezug auf Waren, die 
effektiv geliefert werden können, die sonst nicht in Ziff. 6 genannt 
sind und nicht kommerziellen Zwecken dienen, welche die Merkmale 
anderer derivativer Finanzinstrumente aufweisen, wobei unter ande-
rem berücksichtigt wird, ob Clearing und Abwicklung über aner-
kannte Clearingstellen erfolgen oder ob eine regelmässige Margin-
Einschusspflicht besteht; 

8. derivative Instrumente für den Transfer von Kreditrisiken; 
9. finanzielle Differenzgeschäfte; oder 
10. Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps, ausserbörsliche Zins-

termingeschäfte (Forward Rate Agreements) und alle anderen Deri-
vatkontrakte in Bezug auf Klimavariablen, Frachtsätze, Emissionsbe-
rechtigungen, Inflationsraten oder andere offizielle Wirtschaftsstatis-
tiken, die bar abgerechnet werden müssen oder auf Wunsch einer der 
Parteien (anders als wegen eines vertraglich festgelegten Beendi-
gungsgrundes) bar abgerechnet werden können, sowie alle anderen 
Derivatkontrakte in Bezug auf Vermögenswerte, Rechte, Obligatio-
nen, Indizes und Messwerte, die sonst nicht im vorliegenden Ab-
schnitt C genannt sind und die die Merkmale anderer derivativer Fi-
nanzinstrumente aufweisen, wobei unter anderem berücksichtigt 
wird, ob sie auf einem geregelten Markt oder einem MTF gehandelt 
werden, ob Clearing und Abwicklung über anerkannte Clearingstel-
len erfolgen oder ob eine regelmässige Margin-Einschusspflicht be-
steht. 

II. 

Übergangsbestimmungen 

Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes hängige Verfah-
ren findet das neue Recht Anwendung. 



67 

III. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung von in das EWR-Abkommen 
übernommenen Richtlinien, insbesondere: 
a) der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 21. April 2004 über Märkte für Finanzinstrumente, zur Ände-
rung der Richtlinie 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der 
Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG des Rates (MiFID) 
(EWR-Rechtssammlung: Anh. IX - 30ca.01); 

b) der Richtlinie 2006/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. April 2006 zur Änderung der Richtlinie 2004/39/EG über 
Märkte für Finanzinstrumente in Bezug auf bestimmte Fristen (EWR-
Rechtssammlung: Anh. IX - 30ca.02); 

c) der Richtlinie 2006/73/EG der Kommission vom 10. August 2006 zur 
Durchführung der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates in Bezug auf die organisatorischen Anforderun-
gen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen für die Ausübung ihrer 
Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe für 
die Zwecke der genannten Richtlinie (EWR-Rechtssammlung: Anh. 
IX - 30cab.01); 

d) der Richtlinie 2005/1/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates 
vom 9. März 2005 zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG, 
85/611/EWG, 91/675/EWG, 92/49/EWG und 93/6/EWG des Rates 
sowie der Richtlinien 94/19/EG, 98/78/EG, 2000/12/EG, 2001/34/EG, 
2002/83/EG und 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Schaffung einer neuen Ausschussstruktur im Finanzdienst-
leistungsbereich; 

e) der Richtlinie 2006/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Juni 2006 über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit 
der Kreditinstitute (Neufassung) [Bankenkoordinierungsrichtlinie] 
(ABl. Nr. L 177 vom 30.6.2006, S. 1); 

f) der Richtlinie 2006/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Juni 2006 über die angemessene Eigenkapitalausstattung von 
Wertpapierfirmen und Kreditinstituten (Neufassung) [Kapitaladä-
quanzrichtlinie] (ABl. Nr. L 177 vom 30.6.2006, S. 201). 
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IV. 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der 
Referendumsfrist mit Ausnahme der in Abs. 2 genannten Bestimmungen 
am 1. November 2007 in Kraft; andernfalls am Tag der Kundmachung. 

2) Die Art. 4, 5, 6, 7a, 8, 26 Abs. 5 sowie die Art. 41a bis 41r treten am 
1. Januar 2008 in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


